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Noch in diesem Jahr soll eine umfassende Neuregelung des 
Bauvertragsrechts und der kaufrechtlichen Mängelhaftung ver-
abschiedet werden. Unter dem Aspekt der Compliance bedeutet 
dies, dass Vertragsmuster und Handlungsanweisungen überprüft 
und im Hinblick auf die neue Rechtslage angepasst werden 
müssen. 

Mit der Reform erhält das mehr als 100 Jahre alte Werkvertrags-
recht des BGB erstmals spezielle Regelungen für den Bauvertrag, 
den Verbraucherbauvertrag, den Bauträgervertrag sowie den 
Architekten- und Ingenieurvertrag. Im Bereich der kaufrechtli-
chen Mängelhaftung wird das Gesetz an die Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs angepasst. 

Wann und mit welchen Änderungen 
der aktuelle Gesetzesentwurf in 
Kraft treten wird, ist derzeit noch 
ungewiss. Sicher ist jedoch, dass 
die Neuerungen erheblichen 
Einfluss auf die Vertragspraxis 
haben werden. Sobald das Gesetz 
in finaler Form vom Bundestag verab-
schiedet worden ist, werden wir einge-
hend über die neuen Vorschriften berichten. 

Dr. Enno Engbers

Compliance
• Compliance unter Geschäftspartnern: 

Wie Du mir, so ich Dir?
• Compliance-Management: 

Freie Mitarbeiter
• Gewerbliche Schutzrechte und 

Compliance-Organisation
• Aktuelles

Wir bitten Sie zu beachten, dass unsere Beiträge eine Auswahl aus der aktuellen wirtschafts- 
und steuerrechtlichen Gesetzgebung und Rechtsprechung darstellen. Sie stellen keinen an-
waltlichen oder steuerlichen Rechtsrat dar und können nicht die auf den Einzelfall bezogene 
anwaltliche oder steuerliche Beratung ersetzen.

Falls Sie künftig diese Informationen der Kanzlei Weiss Walter Fischer-Zernin nicht mehr 
erhalten möchten, senden Sie bitte eine E-Mail mit dem Betreff „Abbestellung report“ an 
newsletter@rae-weiss.de.

Reform des Bauvertragsrechts und der kaufrechtlichen Mängelhaftung steht bevor!

Compliance umfasst nicht nur die Einhaltung geltenden Rechts 
durch ein Unternehmen, sondern auch die Frage, wie die Ein-
haltung von vornherein sichergestellt werden kann, z.B durch 
Maßnahmen zur Risikofrüherkennung und -minimierung. Dabei 
hat ein Geschäftsleiter im Rahmen der sog. Legalitätspflicht da-
für Sorge zu tragen, dass bei entsprechender Gefährdungslage im 
Unternehmen eine auf Schadensprävention und Risikokontrolle 
angelegte Compliance-Organisation besteht. Einen Bereich dieser 
Compliance-Organisation, der in der betrieblichen Praxis in der 
Regel nicht im Fokus steht, hat der Bundesgerichtshof in einem 
aktuellen Urteil aufgegriffen. Die Entscheidung arbeitet nicht 
nur strenge Grundsätze für Unternehmen heraus, die technische 
Erzeugnisse herstellen oder in den inländischen Markt einführen, 
sie kann potentiell auch zu erheblichen Haftungsfolgen für den 
Geschäftsleiter persönlich führen (BGH, Urteil vom 15.12.2015, 
Az.: X ZR 30/14):
Während bereits in der Vergangenheit im Falle einer Verlet-
zung von Patenten Dritter die Möglichkeit einer unmittelbaren 
Haftung eines Geschäftsleiters nicht nur gegenüber der eigenen 
Gesellschaft, sondern auch gegenüber Dritten vom BGH bejaht 
wurde, gab es in jüngerer Zeit einschränkende Entscheidungen 
(Haftung nur bei Beteiligung des Geschäftsleiters an der Verlet-
zung durch positives Tun oder bei Bestehen einer nach Delikts-
recht begründeten Garantenstellung). 

Die Grundsätze zur unmittelbaren Haftung eines Geschäftsleiters 
wurden durch das aktuelle Urteil demgegenüber erweitert: Eine 
Garantenstellung gegenüber Dritten kann für einen Geschäfts-

Gewerbliche Schutzrechte und Compliance-Organisation

leiter schon dann bestehen, wenn 
der Schutz von Rechten Dritter 
eine organisatorische Aufgabe 
ist, zu der zu allererst der Ge-
schäftsleiter berufen ist. Dies ist 
insbesondere dann der Fall, wenn 
eine konkrete Gefahrenlage für ein 
Schutzgut Dritter besteht und der 
Geschäftsleiter des Unternehmens für 
die Steuerung derjenigen Unternehmenstätigkeit verantwortlich
ist, aus der sich die Gefahrenlage ergibt. Im Hinblick auf den 
Schutz von Patenten ist dies laut BGH jedenfalls dann typischer-
weise gegeben, wenn ein Unternehmen technische Erzeugnisse 
herstellt oder in den inländischen Markt einführt. 

Ein Unternehmen muss also prüfen, ob seine Erzeugnisse oder 
Verfahren in den Schutzbereich fremder Rechte fallen. Der 
Geschäftsleiter muss – zwecks Meidung persönlicher Haftung 
nicht nur gegenüber dem eigenen Unternehmen, sondern auch 
gegenüber dritten Schutzrechtsinhabern – die gebotenen Über-
prüfungen veranlassen oder den Geschäftsbetrieb so organisie-
ren, dass die Beachtung gewerblicher Schutzrechte Dritter durch 
dafür verantwortliche Mitarbeiter gewährleistet ist. Dazu dient 
der Aufbau eines Compliance Systems auch in diesem Bereich.

Dr. Oliver Wulff

Rückblick 
Fachseminar „Compliance in Lebensmittelunternehmen“ 

Am 22.06.2016 veranstalteten wir in Kooperation mit dem 
Deutschen Fachverlag ein Tagesseminar zum Thema 
„Compliance in Lebensmittelunternehmen“.

Zunächst stellte Dr. Kraus die grundlegende Bedeutung dieses 
Themas für die Lebensmittelwirtschaft dar. Anhand des Pflich-
tenkatalogs des geltenden Lebensmittelrechts erörterte er 
die praxisrelevanten Problempunkte. In der Diskussion wurde 
deutlich, dass die Lebensmittelwirtschaft dieses Thema bereits 
fokussiert umsetzt, jedoch noch weiterhin Verbesserungspoten-
zial besteht.

Die nachfolgenden Referate von Dr. Kreklau und Dr. Scheuffele 
vertieften die Grundlagen von Compliance. Zunächst wurden 
verschiedene Aufbauformen von Corporate Governance anhand 
aktueller Beispiele vorgestellt und mit dem 
Plenum diskutiert. Unge-
achtet der Überein-
stimmung über die 
grundsätzlichen 
Relevanz und 
Notwendigkeit 
von Compliance 
wurden jedoch 
auch kriti-
sche Töne im 
Teilnehmerkreis 
angeschlagen.

Anschließend wurden 
sowohl die kartellrecht-
lichen Eckpfeiler als auch die 
Auswirkungen in Vertrieb und Einkauf beleuchtet. 
Hierbei stellten die Dozenten insbesondere die Fallstricke für die 
Praxis dar. Hervorgehoben wurde die Bedeutung einer wirksa-
men Delegation, einschließlich der entsprechenden Kontrolle, 
von Verantwortung innerhalb des Unternehmens.

nicht ausge-
schlossen, auch
noch gegen die
übrigen Kartel-
lanten vorzuge-
hen. Den Kartellen

der Süßwarenbran-
che und der Zucker-

hersteller will sich SGP,
ein Partnerunternehmen der

Wirtschaftsprüfer Schneider Geiwitz,
in der zweiten Jahreshälfte widmen.

Damit geht erstmals ein (ehemali-
ges) Handelsunternehmen im großen
Stil wegen Kartellschäden gegen seine
Lieferanten vor. Bislang ist lediglich
ein Verfahren von Kauf-
land gegen die Nord-
zucker AG vor dem
Landgericht
Hannover be-
kannt (lz 09-
16). In der
Vergangen-
heit wurden
vergleichbare
Regressforde-
rungen entwe-
der überhaupt
nicht erhoben
oder sie wurden im
Wege von Vergleichen

Am Montag hat der Gläubigeraus-
schuss der insolventen Drogeriekette
grünes Licht für Schadenersatzklagen
gegen elf namhafte Konsumgüterher-
steller gegeben. Der Insolvenzverwal-
ter fordert insgesamt rund 311 Mio.
Euro von Lieferanten aus den Sorti-
mentsbereichen Röstkaf-
fee, Waschmittel und
Drogerieartikel we-
gen überhöhter
Preise (siehe Käs-
ten).

Zuzüglich
Zinsen sum-
miert sich das
Gesamtvolu-
men der Forde-
rungen voraus-
sichtlich auf mehr
als 600 Mio. Euro.
Die ersten Klagen
wurden in dieser Woche
bereits beim Landgericht Stutt-
gart eingereicht.

Gegen alle Beklagten hatte das
Kartellamt in den zurückliegenden
Jahren Bußgelder wegen Preisabspra-
chen verhängt. Der Insolvenzverwal-
ter macht nun die Differenz zwischen
den von Schlecker gezahlten Ein-
kaufspreisen und einem durch ökono-
mische Gutachten ermittelten, hypo-
thetischen Wettbewerbspreis geltend.

„Wir haben die Schäden, wie in
solchen Fällen üblich, durch Regressi-
onsanalysen berechnen lassen“, er-
läutert Kai-Thorsten Zwecker, Kar-
tellrechtsspezialist der Kanzlei SGP
Rechtsanwälte im Gespräch mit der
LZ. „Zunächst haben wir uns auf die
Fälle konzentriert, in denen eine Ver-
jährung nicht in Rede steht und sind
nicht gegen die Kronzeugen vorgegan-
gen“, begründet Zwecker die aktuelle
Auswahl der Beklagten. Es sei aber

mit den laufenden Be-
zugskonditionen ver-
rechnet.

Vor solchen
Agreements warnt
Arndt Geiwitz al-
lerdings: „Ich wäre
als Fremdge-
schäftsführer vor-
sichtig, Schadener-
satzforderungen die-
ser Art über die Kon-
ditionen auszugleichen.
Aktionäre, aber auch In-
solvenzverwalter, könnten
diese Vereinbarungen hinterfragen“,

so der Verwalter der Schlecker-
Pleite gegenüber der LZ.

Den Einwand, dass
Schlecker die kartell-
bedingten Preis-
erhöhungen doch
vermutlich an die
Kunden durchge-
reicht hat, lässt
Kai-Thorsten
Zwecker nicht ge-
gen die Schadener-
satzforderungen gel-

ten. „Diese sogenann-
te Passing-on-Defence

spielt in der Praxis eine un-

tergeordnete Rol-
le“, so der Kar-
tellrechtler.
Die Gutach-
ten hätten
keinen Be-
leg für ein
Weiterrei-
chen der
Schäden er-
bracht. Zu-
dem verweist

Zwecker auf ein
aktuelles Urteil des

Landgerichts Frank-
furt. Demnach sei Kartellan-

ten eine Berufung auf dieses Argu-
ment bei der Weiterveräußerung an
Endverbraucher in der Regel ver-
wehrt.

Neben den Forderungen gegen die
Kartellanten hat Arndt Geiwitz noch
ein weiteres Eisen für die verbliebe-
nen Schlecker-Gläubiger im Feuer:
Sollte das Landgericht Stuttgart im
bevorstehenden Strafprozess zu dem
Ergebnis kommen, dass Anton Schle-
cker im Vorfeld der Insolvenz gegen
die Pflichten eines ordentlichen Ge-
schäftsleiters verstoßen hat, könnte
auch dies Schadenersatzforderungen
nachsichziehen. be/men/lz 26-16

Schlecker stellt Schlussrechnung aus
Insolvenzverwalter reicht Schadenersatzklagen gegen elf Konsumgüterhersteller ein – Klagen gegen weitere Kartellanten sollen folgen

Neu-Ulm. Für die Schlecker-Gläubi-
ger besteht noch Hoffnung. Der In-
solvenzverwalter Arndt Geiwitz ver-
langt dreistellige Millionen-Beträ-
ge von ehemaligen Lieferanten.

Resteverwertung:
Schadenersatz-
ansprüche gegen
Lieferanten könn-
ten den Schlecker-
Gläubigern zugute-
kommen.
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DROGERIEARTIKEL
187 Millionen Euro

Beiersdorf, Erdal, GlaxoSmith-
Kline, Procter & Gamble,
L‘Oréal, Gillette, Coty

Company
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WASCHMITTEL
25 Millionen Euro
Henkel, Unilever
Procter & Gamble
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Mindestlohn steigt
auf 8,84 Euro
Berlin. Der gesetzliche Mindest-
lohn steigt ab 2017 auf 8,84 Euro
pro Stunde. Das hat die Mindest-
lohnkommission am Dienstag die-
ser Woche beschlossen.

Der Handelsverband HDE kriti-
sierte die Erhöhung umgehend
und spricht von einem „riskanten
Experiment“. Die Auswirkungen
der Anhebung des Mindestlohns
seien nicht seriös einschätzbar.
„Bis heute sind noch nicht einmal
die Konsequenzen der Einführung
2015 auf den Arbeitsmarkt unter-
sucht“, so HDE-Hauptgeschäfts-
führer Stefan Genth. Zudem gehe
die Erhöhung über den Tarifindex
hinaus. Nach dem Index des Statis-
tischen Bundesamtes beläuft sich
der durchschnittliche tarifliche
Stundenlohn aktuell auf 8,77 Euro.

Brigitte Faust, Präsidentin der
Arbeitnehmervereinigung Nah-
rung und Genuss (ANG), findet
dennoch auch positive Worte für
die Entscheidungsfindung durch
die Mindestlohnkommission: „Es
hat sich bewährt, dass eine Kom-
mission und nicht die Politik über
die Anhebung des Mindestlohns
entschieden hat“, bilanziert Faust.
„Bewährt hat sich auch, dass die
Kommission sich nachlaufend an
der Tarifentwicklung orientiert. So
wurde sichergestellt, dass in der
Kommission keine Tarifverhand-
lungen stattfinden.“ be/lz 26-16

„100% klimaneutral“
ist irreführend
Frankfurt. Das Landgericht Frank-
furt hat dem österreichischen Her-
steller „11er Nahrungsmittel“ unter-
sagt, für Tiefkühlkost mit der Aus-
sage „100 % klimaneutral“ zu wer-
ben. Zwar hat das Unternehmen
versucht, CO2-Emissionen zu ver-
meiden. Die neutrale Klimabilanz
wird aber nur durch den Erwerb
von Emissionsschutzrechten er-
reicht. Hier werde der falsche Ein-
druck erweckt, dass der Betrieb Kli-
maneutralität in der gesamten Pro-
duktionskette erreicht hat. lz 26-16

Supermarkt erhält
Abschleppkosten
Karlsruhe. Der Betreiber eines Su-
permarkts darf ein auf dem Kun-
denparkplatz verbotswidrig abge-
stelltes Fahrzeug abschleppen las-
sen. Die dadurch entstandenen
Kosten kann er vom Fahrzeughal-
ter nach den Regeln der „Ge-
schäftsführung ohne Auftrag“ er-
setzt verlangen. Dies hat der Bun-
desgerichtshof in Bezug auf einen
Pkw entschieden, der die vorgege-
bene zulässige Höchstparkdauer
von 90 Minuten überschritten hat-
te (Az.: V ZR 102/15). lz 26-16

Compliance auch für
Food-Branche wichtig
München. Das Thema Compliance
hat auch für die Lebensmittelbran-
che große Relevanz. Bei einem Se-
minar der „Zeitschrift für das ge-
samte Lebensmittelrecht“, die wie
die LZ in der dfv Mediengruppe er-
scheint, erörterte Markus Kraus von
der Kanzlei Weis Walter Fischer-
Zernin vergangene Woche die Pra-
xisprobleme auf diesem Gebiet.
Weitere Referate beleuchteten die
kartellrechtlichen Eckpfeiler sowie
Themen aus Vertrieb und Einkauf.
Es gab auch kritische Töne. So sei
eine „Compliance-Euphorie“ zu be-
obachten, die einer regelrechten
„Exkulpierungs-Industrie“ zur Blü-
te verholfen habe. lz 26-16

Zur Diskussion um „Marktmacht
und nachhaltigen Konsum im Le-
bensmittelmarkt“ lud die SPD-nahe
Friedrich-Ebert-Stiftung vergangene
Woche. Stefanie Nutzenberger, Ver-
di-Bundesvorstand, beklagte in ihrer
Rede einen „Vernichtungs- und Ver-
drängungswettbewerb“, der dazu
führe, dass viele ihren Arbeitsplatz
verlören. Die Konzentration wirke
sich mit der „Uniformität der Innen-
städte“ zudem ne-
gativ für die Ver-
braucher aus.

Nutzenberger
forderte eine „Regu-
lierung der Öff-
nungszeiten und all-
gemeinverbindliche
Tarifverträge für den Handel“. Unter-
stützung signalisierte sie für die Anre-
gung einer Oxfam-Vertreterin, einen
Katalog verbotener Einkaufspraktiken
verbindlich zu machen und einen
Ombudsmann als unabhängige
Schiedsstelle vorzugeben.

Nach der Gründung der „Dialog-
plattform Lebensmittellieferkette“ (lz
22-16) hält HDE-Hauptgeschäftsfüh-
rer Stefan Genth das alte SPD-Modell
des Ombudsmanns für erledigt. „Un-

sere Streitschlichtungsstelle ist viel
härter“, so Genth.

„Wir arbeiten gemeinsam daran,
dass die Dialogplattform funktio-
niert“, erklärte Andreas Gayk vom
Markenverband. Der Ombudsmann
sei keine Lösung. Er löse beispiels-
weise das Dilemma ungerechtfertigter
Forderungen marktmächtiger Händler
nicht. Gayk machte deutlich, dass die
Branche auch diesbezüglich auf die
Vertrauen schaffende Wirkung der
Dialogplattform hofft. Es gehe darum,
auf freiwilliger Basis unfaire Praktiken
zurückzudrängen. Bislang gebe es
schon über 1006 Registrierungen bei
der Supply Chain Initiative. „Wenn
wir das nicht hinbekommen, kann

man sich immer
noch an das Bundes-
kartellamt wenden“,
betonte Genth. „Das
Kartellrecht ist aus-
reichend“, betonte
auch Felix Engelsing,
der neue Vorsitzende

der zweiten Beschlussabteilung des
Kartellamts. In Bezug auf Kataloge
verbotener Einkaufspraktiken im
Ausland sagte er: „Das bringt wenig,
weil es immer Ausweichmöglichkei-
ten gibt.“

Engelsing bekräftigte zudem, dass
die Ministererlaubnis grundsätzlich
ein gutes Instrument sei. In Fällen
wie der Edeka/Tengelman-Fusion
werde der politische Druck vom Kar-
tellamt genommen. pk/lz 26-16

Verdi, NGOs und Wirtschaftsverbände diskutieren über den LEH

Berlin. Trotz der neuen „Dialog-
plattform Lebensmittellieferkette“
zur freiwilligen Streitbeilegung hält
die Debatte zur Schaffung eines
staatlichen Ombudsmanns an.

Dialog über Marktmacht

„Wenn wir das nicht
hinbekommen, kann man
sich immer noch an das
Bundeskartellamt wenden“

Stefan Genth, HDE

Bundesumweltministerin Barbara
Hendriks (SPD) gibt grünes Licht für
das parlamentarische Verfahren der
abgespeckten Variante des Wertstoff-
gesetzes: In den nächsten Tagen geht
nach LZ-Informationen ein Referen-
tenentwurf für ein „Verpackungsge-
setz“ in die Ressortabstimmung.

Dies kündigte Gunther Adler,
Staatssekretär im Ministerium, An-
fang der Woche vor Vertretern der Ar-
beitsgemeinschaft Verpackung und
Umwelt (Agvu) in Berlin an. Das Ge-
setz werde die Verpackungsverord-

nung ablösen, so der Spitzenbeamte.
Er bedauerte, dass das im Koalitions-
vertrag verankerte, ursprünglich an-
gepeilte Wertstoffgesetz mit der Er-
weiterung auf stoffgleiche Nichtver-
packungen derzeit nicht mehrheitsfä-
hig ist. Offen ließ Adler die Frage, ob
das Verpackungsgesetz mit seinen
Kerninhalten (höhere Recyclingquo-
ten und Einrichtung einer „Zentralen
Stelle“) im Bundesrat zustimmungs-
bedürftig ist.

Bei der Ausgestaltung als Ein-
spruchsgesetz könnte der Bundestag
am Ende einen möglichen Einspruch
der Länderkammer überstimmen.
Damit bleibt unsicher, ob der Gesetz-
entwurf bis zum Ende der Legislatur-
periode das Rennen macht. Beson-
ders bei den Umweltministern von
Bündnis 90/Die Grünen herrscht

nach LZ-Infor-
mationen wenig
Begeisterung für
die „Spar-Versi-
on“ des Wert-
stoffgesetzes.

Laut dem
Fachinformati-
onsdienst „Eu-
wid“ bezeichnete
der niedersächsi-
sche Ressortchef
Stefan Wenzel
das Projekt als
„Mogelverpa-
ckungsgesetz“.

pk/lz 26-16

Referentenentwurf zum „Verpackungsgesetz“ auf dem Weg

Berlin. Nachdem das ursprünglich
geplante Wertstoffgesetz keine
Mehrheit fand, bringt das Umwelt-
ministerium nun das „Verpackungs-
gesetz“ in die Ressortabstimmung.

Kleines Wertstoffgesetz

Umverpackung: Das Wertstoff- wird zum Verpackungsgesetz.
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Schleckers Kartellschäden:
RÖSTKAFFEE

99 Millionen Euro
Beklagte:

Tchibo, Melitta

nicht ausge-
schlossen, auch
noch gegen die
übrigen Kartel-
lanten vorzuge-
hen. Den Kartellen

der Süßwarenbran-
che und der Zucker-

hersteller will sich SGP,
ein Partnerunternehmen der

Wirtschaftsprüfer Schneider Geiwitz,
in der zweiten Jahreshälfte widmen.

Damit geht erstmals ein (ehemali-
ges) Handelsunternehmen im großen
Stil wegen Kartellschäden gegen seine
Lieferanten vor. Bislang ist lediglich
ein Verfahren von Kauf-
land gegen die Nord-
zucker AG vor dem
Landgericht
Hannover be-
kannt (lz 09-
16). In der
Vergangen-
heit wurden
vergleichbare
Regressforde-
rungen entwe-
der überhaupt
nicht erhoben
oder sie wurden im
Wege von Vergleichen

Am Montag hat der Gläubigeraus-
schuss der insolventen Drogeriekette
grünes Licht für Schadenersatzklagen
gegen elf namhafte Konsumgüterher-
steller gegeben. Der Insolvenzverwal-
ter fordert insgesamt rund 311 Mio.
Euro von Lieferanten aus den Sorti-
mentsbereichen Röstkaf-
fee, Waschmittel und
Drogerieartikel we-
gen überhöhter
Preise (siehe Käs-
ten).

Zuzüglich
Zinsen sum-
miert sich das
Gesamtvolu-
men der Forde-
rungen voraus-
sichtlich auf mehr
als 600 Mio. Euro.
Die ersten Klagen
wurden in dieser Woche
bereits beim Landgericht Stutt-
gart eingereicht.

Gegen alle Beklagten hatte das
Kartellamt in den zurückliegenden
Jahren Bußgelder wegen Preisabspra-
chen verhängt. Der Insolvenzverwal-
ter macht nun die Differenz zwischen
den von Schlecker gezahlten Ein-
kaufspreisen und einem durch ökono-
mische Gutachten ermittelten, hypo-
thetischen Wettbewerbspreis geltend.

„Wir haben die Schäden, wie in
solchen Fällen üblich, durch Regressi-
onsanalysen berechnen lassen“, er-
läutert Kai-Thorsten Zwecker, Kar-
tellrechtsspezialist der Kanzlei SGP
Rechtsanwälte im Gespräch mit der
LZ. „Zunächst haben wir uns auf die
Fälle konzentriert, in denen eine Ver-
jährung nicht in Rede steht und sind
nicht gegen die Kronzeugen vorgegan-
gen“, begründet Zwecker die aktuelle
Auswahl der Beklagten. Es sei aber

mit den laufenden Be-
zugskonditionen ver-
rechnet.

Vor solchen
Agreements warnt
Arndt Geiwitz al-
lerdings: „Ich wäre
als Fremdge-
schäftsführer vor-
sichtig, Schadener-
satzforderungen die-
ser Art über die Kon-
ditionen auszugleichen.
Aktionäre, aber auch In-
solvenzverwalter, könnten
diese Vereinbarungen hinterfragen“,

so der Verwalter der Schlecker-
Pleite gegenüber der LZ.

Den Einwand, dass
Schlecker die kartell-
bedingten Preis-
erhöhungen doch
vermutlich an die
Kunden durchge-
reicht hat, lässt
Kai-Thorsten
Zwecker nicht ge-
gen die Schadener-
satzforderungen gel-

ten. „Diese sogenann-
te Passing-on-Defence

spielt in der Praxis eine un-

tergeordnete Rol-
le“, so der Kar-
tellrechtler.
Die Gutach-
ten hätten
keinen Be-
leg für ein
Weiterrei-
chen der
Schäden er-
bracht. Zu-
dem verweist

Zwecker auf ein
aktuelles Urteil des

Landgerichts Frank-
furt. Demnach sei Kartellan-

ten eine Berufung auf dieses Argu-
ment bei der Weiterveräußerung an
Endverbraucher in der Regel ver-
wehrt.

Neben den Forderungen gegen die
Kartellanten hat Arndt Geiwitz noch
ein weiteres Eisen für die verbliebe-
nen Schlecker-Gläubiger im Feuer:
Sollte das Landgericht Stuttgart im
bevorstehenden Strafprozess zu dem
Ergebnis kommen, dass Anton Schle-
cker im Vorfeld der Insolvenz gegen
die Pflichten eines ordentlichen Ge-
schäftsleiters verstoßen hat, könnte
auch dies Schadenersatzforderungen
nachsichziehen. be/men/lz 26-16

Schlecker stellt Schlussrechnung aus
Insolvenzverwalter reicht Schadenersatzklagen gegen elf Konsumgüterhersteller ein – Klagen gegen weitere Kartellanten sollen folgen

Neu-Ulm. Für die Schlecker-Gläubi-
ger besteht noch Hoffnung. Der In-
solvenzverwalter Arndt Geiwitz ver-
langt dreistellige Millionen-Beträ-
ge von ehemaligen Lieferanten.

Resteverwertung:
Schadenersatz-
ansprüche gegen
Lieferanten könn-
ten den Schlecker-
Gläubigern zugute-
kommen.

DROGERIEARTIKEL
187 Millionen Euro

Beiersdorf, Erdal, GlaxoSmith-
Kline, Procter & Gamble,
L‘Oréal, Gillette, Coty

Company

WASCHMITTEL
25 Millionen Euro
Henkel, Unilever
Procter & Gamble
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Mindestlohn steigt
auf 8,84 Euro
Berlin. Der gesetzliche Mindest-
lohn steigt ab 2017 auf 8,84 Euro
pro Stunde. Das hat die Mindest-
lohnkommission am Dienstag die-
ser Woche beschlossen.

Der Handelsverband HDE kriti-
sierte die Erhöhung umgehend
und spricht von einem „riskanten
Experiment“. Die Auswirkungen
der Anhebung des Mindestlohns
seien nicht seriös einschätzbar.
„Bis heute sind noch nicht einmal
die Konsequenzen der Einführung
2015 auf den Arbeitsmarkt unter-
sucht“, so HDE-Hauptgeschäfts-
führer Stefan Genth. Zudem gehe
die Erhöhung über den Tarifindex
hinaus. Nach dem Index des Statis-
tischen Bundesamtes beläuft sich
der durchschnittliche tarifliche
Stundenlohn aktuell auf 8,77 Euro.

Brigitte Faust, Präsidentin der
Arbeitnehmervereinigung Nah-
rung und Genuss (ANG), findet
dennoch auch positive Worte für
die Entscheidungsfindung durch
die Mindestlohnkommission: „Es
hat sich bewährt, dass eine Kom-
mission und nicht die Politik über
die Anhebung des Mindestlohns
entschieden hat“, bilanziert Faust.
„Bewährt hat sich auch, dass die
Kommission sich nachlaufend an
der Tarifentwicklung orientiert. So
wurde sichergestellt, dass in der
Kommission keine Tarifverhand-
lungen stattfinden.“ be/lz 26-16

„100% klimaneutral“
ist irreführend
Frankfurt. Das Landgericht Frank-
furt hat dem österreichischen Her-
steller „11er Nahrungsmittel“ unter-
sagt, für Tiefkühlkost mit der Aus-
sage „100 % klimaneutral“ zu wer-
ben. Zwar hat das Unternehmen
versucht, CO2-Emissionen zu ver-
meiden. Die neutrale Klimabilanz
wird aber nur durch den Erwerb
von Emissionsschutzrechten er-
reicht. Hier werde der falsche Ein-
druck erweckt, dass der Betrieb Kli-
maneutralität in der gesamten Pro-
duktionskette erreicht hat. lz 26-16

Supermarkt erhält
Abschleppkosten
Karlsruhe. Der Betreiber eines Su-
permarkts darf ein auf dem Kun-
denparkplatz verbotswidrig abge-
stelltes Fahrzeug abschleppen las-
sen. Die dadurch entstandenen
Kosten kann er vom Fahrzeughal-
ter nach den Regeln der „Ge-
schäftsführung ohne Auftrag“ er-
setzt verlangen. Dies hat der Bun-
desgerichtshof in Bezug auf einen
Pkw entschieden, der die vorgege-
bene zulässige Höchstparkdauer
von 90 Minuten überschritten hat-
te (Az.: V ZR 102/15). lz 26-16

Compliance auch für
Food-Branche wichtig
München. Das Thema Compliance
hat auch für die Lebensmittelbran-
che große Relevanz. Bei einem Se-
minar der „Zeitschrift für das ge-
samte Lebensmittelrecht“, die wie
die LZ in der dfv Mediengruppe er-
scheint, erörterte Markus Kraus von
der Kanzlei Weis Walter Fischer-
Zernin vergangene Woche die Pra-
xisprobleme auf diesem Gebiet.
Weitere Referate beleuchteten die
kartellrechtlichen Eckpfeiler sowie
Themen aus Vertrieb und Einkauf.
Es gab auch kritische Töne. So sei
eine „Compliance-Euphorie“ zu be-
obachten, die einer regelrechten
„Exkulpierungs-Industrie“ zur Blü-
te verholfen habe. lz 26-16

Zur Diskussion um „Marktmacht
und nachhaltigen Konsum im Le-
bensmittelmarkt“ lud die SPD-nahe
Friedrich-Ebert-Stiftung vergangene
Woche. Stefanie Nutzenberger, Ver-
di-Bundesvorstand, beklagte in ihrer
Rede einen „Vernichtungs- und Ver-
drängungswettbewerb“, der dazu
führe, dass viele ihren Arbeitsplatz
verlören. Die Konzentration wirke
sich mit der „Uniformität der Innen-
städte“ zudem ne-
gativ für die Ver-
braucher aus.

Nutzenberger
forderte eine „Regu-
lierung der Öff-
nungszeiten und all-
gemeinverbindliche
Tarifverträge für den Handel“. Unter-
stützung signalisierte sie für die Anre-
gung einer Oxfam-Vertreterin, einen
Katalog verbotener Einkaufspraktiken
verbindlich zu machen und einen
Ombudsmann als unabhängige
Schiedsstelle vorzugeben.

Nach der Gründung der „Dialog-
plattform Lebensmittellieferkette“ (lz
22-16) hält HDE-Hauptgeschäftsfüh-
rer Stefan Genth das alte SPD-Modell
des Ombudsmanns für erledigt. „Un-

sere Streitschlichtungsstelle ist viel
härter“, so Genth.

„Wir arbeiten gemeinsam daran,
dass die Dialogplattform funktio-
niert“, erklärte Andreas Gayk vom
Markenverband. Der Ombudsmann
sei keine Lösung. Er löse beispiels-
weise das Dilemma ungerechtfertigter
Forderungen marktmächtiger Händler
nicht. Gayk machte deutlich, dass die
Branche auch diesbezüglich auf die
Vertrauen schaffende Wirkung der
Dialogplattform hofft. Es gehe darum,
auf freiwilliger Basis unfaire Praktiken
zurückzudrängen. Bislang gebe es
schon über 1006 Registrierungen bei
der Supply Chain Initiative. „Wenn
wir das nicht hinbekommen, kann

man sich immer
noch an das Bundes-
kartellamt wenden“,
betonte Genth. „Das
Kartellrecht ist aus-
reichend“, betonte
auch Felix Engelsing,
der neue Vorsitzende

der zweiten Beschlussabteilung des
Kartellamts. In Bezug auf Kataloge
verbotener Einkaufspraktiken im
Ausland sagte er: „Das bringt wenig,
weil es immer Ausweichmöglichkei-
ten gibt.“

Engelsing bekräftigte zudem, dass
die Ministererlaubnis grundsätzlich
ein gutes Instrument sei. In Fällen
wie der Edeka/Tengelman-Fusion
werde der politische Druck vom Kar-
tellamt genommen. pk/lz 26-16

Verdi, NGOs und Wirtschaftsverbände diskutieren über den LEH

Berlin. Trotz der neuen „Dialog-
plattform Lebensmittellieferkette“
zur freiwilligen Streitbeilegung hält
die Debatte zur Schaffung eines
staatlichen Ombudsmanns an.

Dialog über Marktmacht

„Wenn wir das nicht
hinbekommen, kann man
sich immer noch an das
Bundeskartellamt wenden“

Stefan Genth, HDE

Bundesumweltministerin Barbara
Hendriks (SPD) gibt grünes Licht für
das parlamentarische Verfahren der
abgespeckten Variante des Wertstoff-
gesetzes: In den nächsten Tagen geht
nach LZ-Informationen ein Referen-
tenentwurf für ein „Verpackungsge-
setz“ in die Ressortabstimmung.

Dies kündigte Gunther Adler,
Staatssekretär im Ministerium, An-
fang der Woche vor Vertretern der Ar-
beitsgemeinschaft Verpackung und
Umwelt (Agvu) in Berlin an. Das Ge-
setz werde die Verpackungsverord-

nung ablösen, so der Spitzenbeamte.
Er bedauerte, dass das im Koalitions-
vertrag verankerte, ursprünglich an-
gepeilte Wertstoffgesetz mit der Er-
weiterung auf stoffgleiche Nichtver-
packungen derzeit nicht mehrheitsfä-
hig ist. Offen ließ Adler die Frage, ob
das Verpackungsgesetz mit seinen
Kerninhalten (höhere Recyclingquo-
ten und Einrichtung einer „Zentralen
Stelle“) im Bundesrat zustimmungs-
bedürftig ist.

Bei der Ausgestaltung als Ein-
spruchsgesetz könnte der Bundestag
am Ende einen möglichen Einspruch
der Länderkammer überstimmen.
Damit bleibt unsicher, ob der Gesetz-
entwurf bis zum Ende der Legislatur-
periode das Rennen macht. Beson-
ders bei den Umweltministern von
Bündnis 90/Die Grünen herrscht

nach LZ-Infor-
mationen wenig
Begeisterung für
die „Spar-Versi-
on“ des Wert-
stoffgesetzes.

Laut dem
Fachinformati-
onsdienst „Eu-
wid“ bezeichnete
der niedersächsi-
sche Ressortchef
Stefan Wenzel
das Projekt als
„Mogelverpa-
ckungsgesetz“.

pk/lz 26-16

Referentenentwurf zum „Verpackungsgesetz“ auf dem Weg

Berlin. Nachdem das ursprünglich
geplante Wertstoffgesetz keine
Mehrheit fand, bringt das Umwelt-
ministerium nun das „Verpackungs-
gesetz“ in die Ressortabstimmung.

Kleines Wertstoffgesetz

Umverpackung: Das Wertstoff- wird zum Verpackungsgesetz.
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Schleckers Kartellschäden:
RÖSTKAFFEE

99 Millionen Euro
Beklagte:

Tchibo, Melitta
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Dr. Jan Kreklau Dr. Markus Kraus
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Wer Verhaltenskodizes unter Geschäftspartnern verankern 
möchte, um „unternehmerische Gesellschaftsverantwortung“ 
(Corporate Social Responsibility) wahrzunehmen oder einfach 
nur Reputationsrisiken aus „Compliance-Themen“ zu redu-
zieren, sieht sich angesichts unterschiedlich ausgeprägter 
Compliance-Systeme der in der Lieferantenkette stehenden 
Unternehmen mit komplexen Fragestellungen konfrontiert:
• Häufig verfügen beide Geschäftspartner über eigene Verhal-

tenskodizes. Welcher Kodex soll nun in der Lieferantenbe-
ziehung Anwendung finden? 

• Problematisch ist aus Lieferantensicht, wenn die verschie-
denen Abnehmer jeweils erwarten, dass sich der Lieferant 
auf ihren Verhaltenskodex einlässt. Wie soll das vernünftig 
unter einen Hut gebracht werden? 

• Oft verhält es sich auch so, dass ein Unternehmen noch 
nicht über einen eigenen Verhaltenskodex verfügt, die 
andere Seite, häufig der Abnehmer, einen solchen aber 
erwartet, oder zumindest Erklärungen zur Unternehmens-
integrität. Was tun?

Der nachfolgende Beitrag soll Anregungen für den Umgang 
mit diesen Fragestellungen geben.

Wechselseitige Akzeptanz der jeweiligen Verhaltenskodizes 

Für den Fall, dass beide Geschäftspartner über annähernd 
gleichwertige Verhaltenskodizes verfügen, lässt die Praxis es 
gelegentlich damit bewenden, dass beide jeweils formlos auf das 
Vorhandensein des eigenen Compliance Management Systems 
nebst Verhaltenskodex verweisen, und auf eine Übernahme/Un-
terwerfung unter einen fremden Kodex verzichtet wird. 

Soll es förmlicher zugehen, kommt eine sog. Anerkennungsver-
einbarung in Betracht. Darin kann der jeweils eigene Verhal-
tenskodex z.B. Gegenstand einer „Selbstverpflichtung“ werden. 
Weiterreichend wäre die Verpflichtung z.B. zur „Einhaltung“ des 
eigenen Verhaltenskodex‘ im Rahmen der Lieferbeziehung, oder 
zur „Sicherstellung der Einhaltung“ durch geeignete Maßnah-
men. Mit der Anerkennung des Kodex des Geschäftspartners als 
gleichwertig geht ein Verzicht auf die vertragliche Unterwerfung 
unter den jeweils fremden Verhaltenskodex einher. 

Im Rahmen solcher Anerkennungsvereinbarungen kann (und 
sollte) auch geregelt werden, welche Rechtsfolgen etwaige 
Verstöße gegen den „eigenen“ Verhaltenskodex haben sollen. In 
Betracht kommen z.B. Meldepflichten, Audit-/Prüfungsrechte 
des Geschäftspartners sowie Kündigungsrechte und ggf. Scha-
denersatzverpflichtungen/Freistellungsansprüche zu Gunsten 
des Geschäftspartners. Dabei sollte für die auslösenden Tatbe-
stände aber der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz beachtet werden. 

Darüber hinaus sind, insbesondere im Fall der Vereinbarung von 
Audit-/Prüfungsrechten, z.B. die Belange des Datenschutzes, des 
Schutzes von Know-how und Betriebsgeheimnissen sowie die 
kartellrechtlichen Grundsätze zum Informationsaustausch, insbe-
sondere bei Bestehen einer aktuellen oder potentiellen Wettbe-
werbssituation unter den Geschäftspartnern, zu berücksichtigen. 

Rückgriff auf einen als Branchenleitfaden empfohlenen 
Verhaltenskodex

Verfügen die Geschäftspartner nicht über gleichwertige Ver-
haltenskodizes, kommt an Stelle der Unterwerfung unter einen 
fremden Verhaltenskodex die Verwendung eines verbandsseitig 
empfohlenen Kodex‘ in Betracht. Referenz-Verhaltenskodizes, 
auch fremdsprachig, stellen z.B. der Zentralverband Elektrotech-
nik und Elektronikindustrie (ZVEI), der Bundesverband Materi-
alwirtschaft, Einkauf und Logistik (BME) und der Verband der 
Bahnindustrie Deutschland (VDB), zur Verfügung. Diese Verbände 
führen auch Listen, welche Unternehmen den „Verbandskodex“ 
als dem eigenen Verhaltenskodex gleichwertig anerkannt haben.

Die in der Regel als Selbstverpflichtung ausgestalteten Verbands-
kodizes enthalten z.B. eine „allgemeine Legalitätsverpflichtung“, 
wonach die beteiligten Unternehmen ihrer gesellschaftlichen 
Verantwortung gerecht werden, bei geschäftlichen Handlun-
gen die jeweils geltenden Gesetze sowie sonst maßgeblichen 
Bestimmungen der Länder, in denen sie tätig sind, beachten, 
gute Unternehmenspraxis aus dem Heimatland in Ländern mit 
schwachem institutionellen Rahmen unterstützend anwenden, 
ihre Geschäftspartner fair behandeln und Verträge einhalten. 

Compliance unter Geschäftspartnern:  Wie Du mir, so ich Dir?

Im Übrigen wird in den Verbandskodizes regelmäßig auf interna-
tional anerkannte Prinzipien für eine inklusive und nachhaltige 
Weltwirtschaft und entsprechend verantwortungsvolle Unter-
nehmensführung abgestellt (z.B. auf die zehn Prinzipien „UN Glo-
bal Compact“). Diese Prinzipien sollen einen weltweiten Konsens 
zum Ausdruck bringen, der aus der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte, diversen Konventionen der Internationalen 
Arbeitsorganisation, den Grundsätzen der Rio-Erklärung über 
Umwelt und Entwicklung sowie dem UN-Übereinkommen gegen 
Korruption abgeleitet ist. Angesprochen sind Themenkomplexe 
wie Menschrechte, Arbeitsbedingungen und -zeit, Umwelt-
schutz sowie Korruptionsbekämpfung. Auch wenn das Verbot 
von Zwangs- und Kinderarbeit aus hiesiger Perspektive eine 
nicht erwähnenswerte Selbstverständlichkeit sein mag, kann 
ihm als Bestandteil der Corporate Social Responsibility in einer 
arbeitsteiligen, globalisierten Wirtschaft schnell große Bedeutung 
zukommen. 

Integritätsklauseln und Compliance-Garantien

Verfügt einer der Geschäftspartner nicht über einen akzeptablen 
Verhaltenskodex, kommt auch die Verwendung sog. Integritäts-
klauseln in Betracht. Darin erklärt der Geschäftspartner, dass er 
im Zusammenhang mit der Erbringung der vertraglich verein-
barten Leistungen keine gesetzeswidrige oder unlautere Verhal-
tensweise anwenden wird, und dies auch wiederum von seinen 
Lieferanten verlangt. Darüber hinausgehend werden teilweise 
auch Compliance-Garantien gefordert. Soweit ein Bezug zu den 
USA oder dem Vereinigten Königreich besteht, sind Hintergrund 
u.a. die dortigen Antikorruptionsgesetze, die als vorbeugende 
Maßnahmen Compliance-Vorgaben gegenüber Vertragspartnern 
verlangen. 

Unkritisch sind Integritätsklauseln und Compliance-Garantien, 
wenn nur die auf das Vertragsverhältnis anwendbaren Rechts-
vorschriften Gegenstand der Verpflichtung sind. 

Compliance-Management: Freie Mitarbeiter 

Die Beschäftigung freier Mitarbeiter ist für Unternehmen 
mit erheblichen rechtlichen Risiken behaftet. Eine fehler-
hafte Qualifizierung der Tätigkeit des Mitarbeiters als freier 
Dienstvertrag birgt nicht nur zivilrechtliche, sondern vor 
allem auch sozialversicherungs- und strafrechtliche 
Haftungsfolgen. 

Arbeitsverhältnis oder freie Mitarbeit?

„Arbeitnehmer“ ist nach arbeitsrechtlicher Definition, wer auf-
grund eines privatrechtlichen Vertrages im Dienste eines anderen 
zur Leistung weisungsgebundener, fremdbestimmter Arbeit in 
persönlicher Abhängigkeit verpflichtet ist. Weisungsgebunden-
heit und persönliche Abhängigkeit sind die entscheidenden Krite-
rien für das Vorliegen eines Arbeitsverhältnisses. Im Unterschied 
dazu ist „freier Mitarbeiter“, wer seine Tätigkeit im Wesentlichen 
frei von Weisungen gestalten und seine Arbeitszeit frei bestim-
men kann. 
Sozialversicherungsrechtlich liegt eine Versicherungspflicht vor, 
wenn die Beschäftigung in nichtselbständiger Arbeit, insbeson-
dere einem Arbeitsverhältnis erfolgt. 

Die in der Praxis existierende Schwierigkeit der Abgrenzung 
ergibt sich aus der generalklauselartigen Formulierung dieser 
Definitionen, wie aus der Vielzahl der hierzu ergangenen arbeits- 
und sozialrechtlichen Urteile deutlich wird.

Compliance-Risiken 

Bei fehlerhafter Qualifizierung der Tätigkeit des Mitarbeiters als 
freier Dienstvertrag bestehen v.a. Risiken in folgender Hinsicht:

• Sozialversicherungsrechtliche Haftung
Für Sozialversicherungsbeiträge haftet der Arbeitgeber, rück-
wirkend in der Regel bis zu vier, bei vorsätzlicher Nichtabfüh-
rung bis zu 30 Jahren. Hinzu kommen Säumniszuschläge und 
eine Verzinsung von 6 % p.a. Ein Rückgriff auf den Arbeit-
nehmer ist auf drei Monate begrenzt.

• Arbeits- und allgemeine zivilrechtliche Haftung
Probleme können sich auch im Rahmen von Regressforde-
rungen bei Arbeitsunfällen oder der Beanspruchung von Kün-
digungsschutz ergeben, wenn der freie Mitarbeiter geltend 
macht, er sei „in Wahrheit“ Angestellter.

• Steuerliche Haftung
Zwar ist der Arbeitnehmer, von Ausnahmen abgesehen, Steu-
erschuldner, jedoch haftet der Arbeitgeber unter Umständen 
für unterbliebenen Lohnsteuerabzug.

• Strafrechtliche Haftung
Die unterlassene Beitragsabführung ist gemäß § 266a StGB 
strafrechtlich sanktioniert. Die unterlassene, unzutreffende 
oder verspätete Lohnsteueranmeldung kann außerdem eine 
Lohnsteuerverkürzung darstellen, vgl. § 370 AO.

Compliance–Maßnahmen

Sinnvoll ist, eine zentrale Stelle 
im Unternehmen (z.B. in der 
Personalabteilung) einzu-
richten, die für die Begrün-
dung und Abwicklung aller 
freien Mitarbeiterverhältnisse 
compliance-rechtlich verantwort-
lich ist. Diese Stelle kann Checklisten und 
Arbeitsanweisungen für diejenigen Einheiten erstellen, welche 
mit der Verhandlung und Durchführung von freien Mitarbeiter-
verträgen befasst sind. Erforderlich ist auch, die verantwortlichen 
Mitarbeiter im Unternehmen regelmäßig zu schulen, um ein ent-
sprechendes Risikobewusstsein zu schaffen und die Anwendung 
der Maßnahmen sicherzustellen.

Zur wirkungsvollen Risikobegrenzung empfiehlt es sich außerdem, 
vor bzw. spätestens mit der Aufnahme der Beschäftigung des 
freien Mitarbeiters ein sogenanntes Statusfeststellungsverfah-
ren nach § 7a SGB IV zu beantragen. Das Verfahren verschafft 
nicht nur Rechtssicherheit, sondern darüber hinaus den Vorteil, 
dass Gesamtsozialversicherungsbeiträge erst fällig werden, wenn 
rechtskräftig feststeht, dass tatsächlich eine Beschäftigung als 
Arbeitnehmer vorliegt. Wurde im Statusfeststellungsverfahren die 
freie Mitarbeiterschaft anerkannt, dürfte die strafrechtliche Vor-
satzhaftung nach § 266 a StGB de facto, selbst wenn sich später 
eine andere Bewertung des Vertragsverhältnisses ergeben sollte, in 
der Regel unter dem Gesichtspunkt des unvermeidbaren Verbots-
irrtums ausgeschlossen sein. Gegebenenfalls kann zudem eine  
Lohnsteuer-Anrufungsauskunft des Finanzamtes notwendig sein.

Wichtig ist auch die regelmäßige Kontrolle bestehender Vertrags-
verhältnisse mit freien Mitarbeitern. In der Praxis kommt es vor, 
dass der - ursprünglich tatsächlich freie - Mitarbeiter über die 
Jahre mehr und mehr in den Betrieb eingegliedert und zeitlich 
eingebunden wird, und möglicherweise ein Arbeitsverhältnis 
entsteht, ohne dass die Parteien dies überhaupt realisieren. Der 
zugrunde liegende Vertrag muss dann entsprechend umgestellt, 
bzw. rechtskonforme Alternativlösungen gefunden werden.

Ausblick
Compliance-Risiken im Bereich der Beschäftigung freier 
Mitarbeiter lassen sich bereits durch ein einfaches Maß-
nahmensystem wirkungsvoll begrenzen.

Beatrix Lippert

Dr. Friedrich Scheuffele 
Rechtsanwalt 

Problematisch wird es dann, wenn ganz allgemein die Einhal-
tung aller Gesetze gegenüber sämtlichen Personen, ggfs auch 
für die Vergangenheit, zugesichert werden soll. Hierdurch würde 
dem Geschäftspartner ein vertraglicher Anspruch auf generelle 
Einhaltung aller das eigene Unternehmen betreffenden Gesetze 
verschafft, unabhängig davon, ob und in wieweit für die Ge-
schäftsbeziehung von Relevanz. Insbesondere, wenn es sich bei 
derartigen Klauseln um AGBs handelt, stellen sich zahlreiche 
Rechts- und Wirksamkeitsfragen. 

Noch kritischer wird es, wenn eine Verpflichtung begründet wer-
den soll, dass Regeln und Standards durch dritte Unternehmen 
eingehalten werden. Nach den Grundprinzipien des deutschen 
Rechts ist ein Sublieferant oder Hersteller nämlich kein Erfül-
lungsgehilfe seines Abnehmers in Bezug auf dessen Vertrags-
verhältnis zu Dritten. Eine generelle Haftung für Compliance-
Verstöße von Herstellern oder Sublieferanten dürfte sich per 
AGB also kaum vereinbaren lassen. Als Alternative kann z.B. eine 
„Bemühungsklausel“, auf den Sublieferanten/Hersteller einzuwir-
ken, oder die Pflicht zu dessen sorgfältiger Auswahl, in Betracht 
kommen.

Fazit

Der Umgang mit dem Thema Compliance unter Geschäfts-
partnern bedarf gleichzeitig „Leidenschaft und Augenmaß“. 
Die Praxis hat diverse Verfahren entwickelt, mit denen eine 
Harmonisierung der Compliance-Systeme erzielt werden 
kann. Gerade im internationalen Kontext einer Lieferanten-
kette ist darüber hinaus zu berücksichtigen, dass Compli-
ance nur auf dem Papier nicht genügt, sondern Corporate 
Social Responsibilty gelebt werden muss.

Dr. Friedrich Scheuffele

Wirtschaftskolloquium Oberbayern setzt Vortragsreihe 
erfolgreich fort

Rosenheim, 09. Mai 2016. Nach der erfolgreichen Auftaktveranstaltung 
im vergangenen Jahr setzen die Wirtschaftsverbände und Organisati-
onen aus der Region unter dem Zusammenschluss des „Wirtschafts-
kolloquiums Oberbayern“ ihr Engagement fort. Vortragsredner der 
diesjährigen Highlight-Veranstaltung war Dr. Rudolf Staudigl, Vor-
standsvorsitzender der Wacker Chemie AG. Sein Vortrag zum Thema 
„Energiewende – wohin führt sie den Industriestandort Deutschland 
und unsere Region?“ zeigte die wichtigsten Faktoren auf, die die Ener-
giewende wesentlich beeinflussen.

Die Initiatoren des Wirtschaftskolloquium Oberbayern 
- in der Bildmitte Dr. Susanne Weiss

Report_2016-02_V05.indd   2 08.07.16   09:59



Steuern + Recht Ausgabe 2/2016

Wer Verhaltenskodizes unter Geschäftspartnern verankern 
möchte, um „unternehmerische Gesellschaftsverantwortung“ 
(Corporate Social Responsibility) wahrzunehmen oder einfach 
nur Reputationsrisiken aus „Compliance-Themen“ zu redu-
zieren, sieht sich angesichts unterschiedlich ausgeprägter 
Compliance-Systeme der in der Lieferantenkette stehenden 
Unternehmen mit komplexen Fragestellungen konfrontiert:
• Häufig verfügen beide Geschäftspartner über eigene Verhal-

tenskodizes. Welcher Kodex soll nun in der Lieferantenbe-
ziehung Anwendung finden? 

• Problematisch ist aus Lieferantensicht, wenn die verschie-
denen Abnehmer jeweils erwarten, dass sich der Lieferant 
auf ihren Verhaltenskodex einlässt. Wie soll das vernünftig 
unter einen Hut gebracht werden? 

• Oft verhält es sich auch so, dass ein Unternehmen noch 
nicht über einen eigenen Verhaltenskodex verfügt, die 
andere Seite, häufig der Abnehmer, einen solchen aber 
erwartet, oder zumindest Erklärungen zur Unternehmens-
integrität. Was tun?

Der nachfolgende Beitrag soll Anregungen für den Umgang 
mit diesen Fragestellungen geben.

Wechselseitige Akzeptanz der jeweiligen Verhaltenskodizes 

Für den Fall, dass beide Geschäftspartner über annähernd 
gleichwertige Verhaltenskodizes verfügen, lässt die Praxis es 
gelegentlich damit bewenden, dass beide jeweils formlos auf das 
Vorhandensein des eigenen Compliance Management Systems 
nebst Verhaltenskodex verweisen, und auf eine Übernahme/Un-
terwerfung unter einen fremden Kodex verzichtet wird. 

Soll es förmlicher zugehen, kommt eine sog. Anerkennungsver-
einbarung in Betracht. Darin kann der jeweils eigene Verhal-
tenskodex z.B. Gegenstand einer „Selbstverpflichtung“ werden. 
Weiterreichend wäre die Verpflichtung z.B. zur „Einhaltung“ des 
eigenen Verhaltenskodex‘ im Rahmen der Lieferbeziehung, oder 
zur „Sicherstellung der Einhaltung“ durch geeignete Maßnah-
men. Mit der Anerkennung des Kodex des Geschäftspartners als 
gleichwertig geht ein Verzicht auf die vertragliche Unterwerfung 
unter den jeweils fremden Verhaltenskodex einher. 

Im Rahmen solcher Anerkennungsvereinbarungen kann (und 
sollte) auch geregelt werden, welche Rechtsfolgen etwaige 
Verstöße gegen den „eigenen“ Verhaltenskodex haben sollen. In 
Betracht kommen z.B. Meldepflichten, Audit-/Prüfungsrechte 
des Geschäftspartners sowie Kündigungsrechte und ggf. Scha-
denersatzverpflichtungen/Freistellungsansprüche zu Gunsten 
des Geschäftspartners. Dabei sollte für die auslösenden Tatbe-
stände aber der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz beachtet werden. 

Darüber hinaus sind, insbesondere im Fall der Vereinbarung von 
Audit-/Prüfungsrechten, z.B. die Belange des Datenschutzes, des 
Schutzes von Know-how und Betriebsgeheimnissen sowie die 
kartellrechtlichen Grundsätze zum Informationsaustausch, insbe-
sondere bei Bestehen einer aktuellen oder potentiellen Wettbe-
werbssituation unter den Geschäftspartnern, zu berücksichtigen. 

Rückgriff auf einen als Branchenleitfaden empfohlenen 
Verhaltenskodex

Verfügen die Geschäftspartner nicht über gleichwertige Ver-
haltenskodizes, kommt an Stelle der Unterwerfung unter einen 
fremden Verhaltenskodex die Verwendung eines verbandsseitig 
empfohlenen Kodex‘ in Betracht. Referenz-Verhaltenskodizes, 
auch fremdsprachig, stellen z.B. der Zentralverband Elektrotech-
nik und Elektronikindustrie (ZVEI), der Bundesverband Materi-
alwirtschaft, Einkauf und Logistik (BME) und der Verband der 
Bahnindustrie Deutschland (VDB), zur Verfügung. Diese Verbände 
führen auch Listen, welche Unternehmen den „Verbandskodex“ 
als dem eigenen Verhaltenskodex gleichwertig anerkannt haben.

Die in der Regel als Selbstverpflichtung ausgestalteten Verbands-
kodizes enthalten z.B. eine „allgemeine Legalitätsverpflichtung“, 
wonach die beteiligten Unternehmen ihrer gesellschaftlichen 
Verantwortung gerecht werden, bei geschäftlichen Handlun-
gen die jeweils geltenden Gesetze sowie sonst maßgeblichen 
Bestimmungen der Länder, in denen sie tätig sind, beachten, 
gute Unternehmenspraxis aus dem Heimatland in Ländern mit 
schwachem institutionellen Rahmen unterstützend anwenden, 
ihre Geschäftspartner fair behandeln und Verträge einhalten. 

Compliance unter Geschäftspartnern:  Wie Du mir, so ich Dir?

Im Übrigen wird in den Verbandskodizes regelmäßig auf interna-
tional anerkannte Prinzipien für eine inklusive und nachhaltige 
Weltwirtschaft und entsprechend verantwortungsvolle Unter-
nehmensführung abgestellt (z.B. auf die zehn Prinzipien „UN Glo-
bal Compact“). Diese Prinzipien sollen einen weltweiten Konsens 
zum Ausdruck bringen, der aus der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte, diversen Konventionen der Internationalen 
Arbeitsorganisation, den Grundsätzen der Rio-Erklärung über 
Umwelt und Entwicklung sowie dem UN-Übereinkommen gegen 
Korruption abgeleitet ist. Angesprochen sind Themenkomplexe 
wie Menschrechte, Arbeitsbedingungen und -zeit, Umwelt-
schutz sowie Korruptionsbekämpfung. Auch wenn das Verbot 
von Zwangs- und Kinderarbeit aus hiesiger Perspektive eine 
nicht erwähnenswerte Selbstverständlichkeit sein mag, kann 
ihm als Bestandteil der Corporate Social Responsibility in einer 
arbeitsteiligen, globalisierten Wirtschaft schnell große Bedeutung 
zukommen. 

Integritätsklauseln und Compliance-Garantien

Verfügt einer der Geschäftspartner nicht über einen akzeptablen 
Verhaltenskodex, kommt auch die Verwendung sog. Integritäts-
klauseln in Betracht. Darin erklärt der Geschäftspartner, dass er 
im Zusammenhang mit der Erbringung der vertraglich verein-
barten Leistungen keine gesetzeswidrige oder unlautere Verhal-
tensweise anwenden wird, und dies auch wiederum von seinen 
Lieferanten verlangt. Darüber hinausgehend werden teilweise 
auch Compliance-Garantien gefordert. Soweit ein Bezug zu den 
USA oder dem Vereinigten Königreich besteht, sind Hintergrund 
u.a. die dortigen Antikorruptionsgesetze, die als vorbeugende 
Maßnahmen Compliance-Vorgaben gegenüber Vertragspartnern 
verlangen. 

Unkritisch sind Integritätsklauseln und Compliance-Garantien, 
wenn nur die auf das Vertragsverhältnis anwendbaren Rechts-
vorschriften Gegenstand der Verpflichtung sind. 

Compliance-Management: Freie Mitarbeiter 

Die Beschäftigung freier Mitarbeiter ist für Unternehmen 
mit erheblichen rechtlichen Risiken behaftet. Eine fehler-
hafte Qualifizierung der Tätigkeit des Mitarbeiters als freier 
Dienstvertrag birgt nicht nur zivilrechtliche, sondern vor 
allem auch sozialversicherungs- und strafrechtliche 
Haftungsfolgen. 

Arbeitsverhältnis oder freie Mitarbeit?

„Arbeitnehmer“ ist nach arbeitsrechtlicher Definition, wer auf-
grund eines privatrechtlichen Vertrages im Dienste eines anderen 
zur Leistung weisungsgebundener, fremdbestimmter Arbeit in 
persönlicher Abhängigkeit verpflichtet ist. Weisungsgebunden-
heit und persönliche Abhängigkeit sind die entscheidenden Krite-
rien für das Vorliegen eines Arbeitsverhältnisses. Im Unterschied 
dazu ist „freier Mitarbeiter“, wer seine Tätigkeit im Wesentlichen 
frei von Weisungen gestalten und seine Arbeitszeit frei bestim-
men kann. 
Sozialversicherungsrechtlich liegt eine Versicherungspflicht vor, 
wenn die Beschäftigung in nichtselbständiger Arbeit, insbeson-
dere einem Arbeitsverhältnis erfolgt. 

Die in der Praxis existierende Schwierigkeit der Abgrenzung 
ergibt sich aus der generalklauselartigen Formulierung dieser 
Definitionen, wie aus der Vielzahl der hierzu ergangenen arbeits- 
und sozialrechtlichen Urteile deutlich wird.

Compliance-Risiken 

Bei fehlerhafter Qualifizierung der Tätigkeit des Mitarbeiters als 
freier Dienstvertrag bestehen v.a. Risiken in folgender Hinsicht:

• Sozialversicherungsrechtliche Haftung
Für Sozialversicherungsbeiträge haftet der Arbeitgeber, rück-
wirkend in der Regel bis zu vier, bei vorsätzlicher Nichtabfüh-
rung bis zu 30 Jahren. Hinzu kommen Säumniszuschläge und 
eine Verzinsung von 6 % p.a. Ein Rückgriff auf den Arbeit-
nehmer ist auf drei Monate begrenzt.

• Arbeits- und allgemeine zivilrechtliche Haftung
Probleme können sich auch im Rahmen von Regressforde-
rungen bei Arbeitsunfällen oder der Beanspruchung von Kün-
digungsschutz ergeben, wenn der freie Mitarbeiter geltend 
macht, er sei „in Wahrheit“ Angestellter.

• Steuerliche Haftung
Zwar ist der Arbeitnehmer, von Ausnahmen abgesehen, Steu-
erschuldner, jedoch haftet der Arbeitgeber unter Umständen 
für unterbliebenen Lohnsteuerabzug.

• Strafrechtliche Haftung
Die unterlassene Beitragsabführung ist gemäß § 266a StGB 
strafrechtlich sanktioniert. Die unterlassene, unzutreffende 
oder verspätete Lohnsteueranmeldung kann außerdem eine 
Lohnsteuerverkürzung darstellen, vgl. § 370 AO.

Compliance–Maßnahmen

Sinnvoll ist, eine zentrale Stelle 
im Unternehmen (z.B. in der 
Personalabteilung) einzu-
richten, die für die Begrün-
dung und Abwicklung aller 
freien Mitarbeiterverhältnisse 
compliance-rechtlich verantwort-
lich ist. Diese Stelle kann Checklisten und 
Arbeitsanweisungen für diejenigen Einheiten erstellen, welche 
mit der Verhandlung und Durchführung von freien Mitarbeiter-
verträgen befasst sind. Erforderlich ist auch, die verantwortlichen 
Mitarbeiter im Unternehmen regelmäßig zu schulen, um ein ent-
sprechendes Risikobewusstsein zu schaffen und die Anwendung 
der Maßnahmen sicherzustellen.

Zur wirkungsvollen Risikobegrenzung empfiehlt es sich außerdem, 
vor bzw. spätestens mit der Aufnahme der Beschäftigung des 
freien Mitarbeiters ein sogenanntes Statusfeststellungsverfah-
ren nach § 7a SGB IV zu beantragen. Das Verfahren verschafft 
nicht nur Rechtssicherheit, sondern darüber hinaus den Vorteil, 
dass Gesamtsozialversicherungsbeiträge erst fällig werden, wenn 
rechtskräftig feststeht, dass tatsächlich eine Beschäftigung als 
Arbeitnehmer vorliegt. Wurde im Statusfeststellungsverfahren die 
freie Mitarbeiterschaft anerkannt, dürfte die strafrechtliche Vor-
satzhaftung nach § 266 a StGB de facto, selbst wenn sich später 
eine andere Bewertung des Vertragsverhältnisses ergeben sollte, in 
der Regel unter dem Gesichtspunkt des unvermeidbaren Verbots-
irrtums ausgeschlossen sein. Gegebenenfalls kann zudem eine  
Lohnsteuer-Anrufungsauskunft des Finanzamtes notwendig sein.

Wichtig ist auch die regelmäßige Kontrolle bestehender Vertrags-
verhältnisse mit freien Mitarbeitern. In der Praxis kommt es vor, 
dass der - ursprünglich tatsächlich freie - Mitarbeiter über die 
Jahre mehr und mehr in den Betrieb eingegliedert und zeitlich 
eingebunden wird, und möglicherweise ein Arbeitsverhältnis 
entsteht, ohne dass die Parteien dies überhaupt realisieren. Der 
zugrunde liegende Vertrag muss dann entsprechend umgestellt, 
bzw. rechtskonforme Alternativlösungen gefunden werden.

Ausblick
Compliance-Risiken im Bereich der Beschäftigung freier 
Mitarbeiter lassen sich bereits durch ein einfaches Maß-
nahmensystem wirkungsvoll begrenzen.

Beatrix Lippert

Dr. Friedrich Scheuffele 
Rechtsanwalt 

Problematisch wird es dann, wenn ganz allgemein die Einhal-
tung aller Gesetze gegenüber sämtlichen Personen, ggfs auch 
für die Vergangenheit, zugesichert werden soll. Hierdurch würde 
dem Geschäftspartner ein vertraglicher Anspruch auf generelle 
Einhaltung aller das eigene Unternehmen betreffenden Gesetze 
verschafft, unabhängig davon, ob und in wieweit für die Ge-
schäftsbeziehung von Relevanz. Insbesondere, wenn es sich bei 
derartigen Klauseln um AGBs handelt, stellen sich zahlreiche 
Rechts- und Wirksamkeitsfragen. 

Noch kritischer wird es, wenn eine Verpflichtung begründet wer-
den soll, dass Regeln und Standards durch dritte Unternehmen 
eingehalten werden. Nach den Grundprinzipien des deutschen 
Rechts ist ein Sublieferant oder Hersteller nämlich kein Erfül-
lungsgehilfe seines Abnehmers in Bezug auf dessen Vertrags-
verhältnis zu Dritten. Eine generelle Haftung für Compliance-
Verstöße von Herstellern oder Sublieferanten dürfte sich per 
AGB also kaum vereinbaren lassen. Als Alternative kann z.B. eine 
„Bemühungsklausel“, auf den Sublieferanten/Hersteller einzuwir-
ken, oder die Pflicht zu dessen sorgfältiger Auswahl, in Betracht 
kommen.

Fazit

Der Umgang mit dem Thema Compliance unter Geschäfts-
partnern bedarf gleichzeitig „Leidenschaft und Augenmaß“. 
Die Praxis hat diverse Verfahren entwickelt, mit denen eine 
Harmonisierung der Compliance-Systeme erzielt werden 
kann. Gerade im internationalen Kontext einer Lieferanten-
kette ist darüber hinaus zu berücksichtigen, dass Compli-
ance nur auf dem Papier nicht genügt, sondern Corporate 
Social Responsibilty gelebt werden muss.

Dr. Friedrich Scheuffele

Wirtschaftskolloquium Oberbayern setzt Vortragsreihe 
erfolgreich fort

Rosenheim, 09. Mai 2016. Nach der erfolgreichen Auftaktveranstaltung 
im vergangenen Jahr setzen die Wirtschaftsverbände und Organisati-
onen aus der Region unter dem Zusammenschluss des „Wirtschafts-
kolloquiums Oberbayern“ ihr Engagement fort. Vortragsredner der 
diesjährigen Highlight-Veranstaltung war Dr. Rudolf Staudigl, Vor-
standsvorsitzender der Wacker Chemie AG. Sein Vortrag zum Thema 
„Energiewende – wohin führt sie den Industriestandort Deutschland 
und unsere Region?“ zeigte die wichtigsten Faktoren auf, die die Ener-
giewende wesentlich beeinflussen.

Die Initiatoren des Wirtschaftskolloquium Oberbayern 
- in der Bildmitte Dr. Susanne Weiss
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Wer Verhaltenskodizes unter Geschäftspartnern verankern 
möchte, um „unternehmerische Gesellschaftsverantwortung“ 
(Corporate Social Responsibility) wahrzunehmen oder einfach 
nur Reputationsrisiken aus „Compliance-Themen“ zu redu-
zieren, sieht sich angesichts unterschiedlich ausgeprägter 
Compliance-Systeme der in der Lieferantenkette stehenden 
Unternehmen mit komplexen Fragestellungen konfrontiert:
• Häufig verfügen beide Geschäftspartner über eigene Verhal-

tenskodizes. Welcher Kodex soll nun in der Lieferantenbe-
ziehung Anwendung finden? 

• Problematisch ist aus Lieferantensicht, wenn die verschie-
denen Abnehmer jeweils erwarten, dass sich der Lieferant 
auf ihren Verhaltenskodex einlässt. Wie soll das vernünftig 
unter einen Hut gebracht werden? 

• Oft verhält es sich auch so, dass ein Unternehmen noch 
nicht über einen eigenen Verhaltenskodex verfügt, die 
andere Seite, häufig der Abnehmer, einen solchen aber 
erwartet, oder zumindest Erklärungen zur Unternehmens-
integrität. Was tun?

Der nachfolgende Beitrag soll Anregungen für den Umgang 
mit diesen Fragestellungen geben.

Wechselseitige Akzeptanz der jeweiligen Verhaltenskodizes 

Für den Fall, dass beide Geschäftspartner über annähernd 
gleichwertige Verhaltenskodizes verfügen, lässt die Praxis es 
gelegentlich damit bewenden, dass beide jeweils formlos auf das 
Vorhandensein des eigenen Compliance Management Systems 
nebst Verhaltenskodex verweisen, und auf eine Übernahme/Un-
terwerfung unter einen fremden Kodex verzichtet wird. 

Soll es förmlicher zugehen, kommt eine sog. Anerkennungsver-
einbarung in Betracht. Darin kann der jeweils eigene Verhal-
tenskodex z.B. Gegenstand einer „Selbstverpflichtung“ werden. 
Weiterreichend wäre die Verpflichtung z.B. zur „Einhaltung“ des 
eigenen Verhaltenskodex‘ im Rahmen der Lieferbeziehung, oder 
zur „Sicherstellung der Einhaltung“ durch geeignete Maßnah-
men. Mit der Anerkennung des Kodex des Geschäftspartners als 
gleichwertig geht ein Verzicht auf die vertragliche Unterwerfung 
unter den jeweils fremden Verhaltenskodex einher. 

Im Rahmen solcher Anerkennungsvereinbarungen kann (und 
sollte) auch geregelt werden, welche Rechtsfolgen etwaige 
Verstöße gegen den „eigenen“ Verhaltenskodex haben sollen. In 
Betracht kommen z.B. Meldepflichten, Audit-/Prüfungsrechte 
des Geschäftspartners sowie Kündigungsrechte und ggf. Scha-
denersatzverpflichtungen/Freistellungsansprüche zu Gunsten 
des Geschäftspartners. Dabei sollte für die auslösenden Tatbe-
stände aber der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz beachtet werden. 

Darüber hinaus sind, insbesondere im Fall der Vereinbarung von 
Audit-/Prüfungsrechten, z.B. die Belange des Datenschutzes, des 
Schutzes von Know-how und Betriebsgeheimnissen sowie die 
kartellrechtlichen Grundsätze zum Informationsaustausch, insbe-
sondere bei Bestehen einer aktuellen oder potentiellen Wettbe-
werbssituation unter den Geschäftspartnern, zu berücksichtigen. 

Rückgriff auf einen als Branchenleitfaden empfohlenen 
Verhaltenskodex

Verfügen die Geschäftspartner nicht über gleichwertige Ver-
haltenskodizes, kommt an Stelle der Unterwerfung unter einen 
fremden Verhaltenskodex die Verwendung eines verbandsseitig 
empfohlenen Kodex‘ in Betracht. Referenz-Verhaltenskodizes, 
auch fremdsprachig, stellen z.B. der Zentralverband Elektrotech-
nik und Elektronikindustrie (ZVEI), der Bundesverband Materi-
alwirtschaft, Einkauf und Logistik (BME) und der Verband der 
Bahnindustrie Deutschland (VDB), zur Verfügung. Diese Verbände 
führen auch Listen, welche Unternehmen den „Verbandskodex“ 
als dem eigenen Verhaltenskodex gleichwertig anerkannt haben.

Die in der Regel als Selbstverpflichtung ausgestalteten Verbands-
kodizes enthalten z.B. eine „allgemeine Legalitätsverpflichtung“, 
wonach die beteiligten Unternehmen ihrer gesellschaftlichen 
Verantwortung gerecht werden, bei geschäftlichen Handlun-
gen die jeweils geltenden Gesetze sowie sonst maßgeblichen 
Bestimmungen der Länder, in denen sie tätig sind, beachten, 
gute Unternehmenspraxis aus dem Heimatland in Ländern mit 
schwachem institutionellen Rahmen unterstützend anwenden, 
ihre Geschäftspartner fair behandeln und Verträge einhalten. 

Compliance unter Geschäftspartnern:  Wie Du mir, so ich Dir?

Im Übrigen wird in den Verbandskodizes regelmäßig auf interna-
tional anerkannte Prinzipien für eine inklusive und nachhaltige 
Weltwirtschaft und entsprechend verantwortungsvolle Unter-
nehmensführung abgestellt (z.B. auf die zehn Prinzipien „UN Glo-
bal Compact“). Diese Prinzipien sollen einen weltweiten Konsens 
zum Ausdruck bringen, der aus der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte, diversen Konventionen der Internationalen 
Arbeitsorganisation, den Grundsätzen der Rio-Erklärung über 
Umwelt und Entwicklung sowie dem UN-Übereinkommen gegen 
Korruption abgeleitet ist. Angesprochen sind Themenkomplexe 
wie Menschrechte, Arbeitsbedingungen und -zeit, Umwelt-
schutz sowie Korruptionsbekämpfung. Auch wenn das Verbot 
von Zwangs- und Kinderarbeit aus hiesiger Perspektive eine 
nicht erwähnenswerte Selbstverständlichkeit sein mag, kann 
ihm als Bestandteil der Corporate Social Responsibility in einer 
arbeitsteiligen, globalisierten Wirtschaft schnell große Bedeutung 
zukommen. 

Integritätsklauseln und Compliance-Garantien

Verfügt einer der Geschäftspartner nicht über einen akzeptablen 
Verhaltenskodex, kommt auch die Verwendung sog. Integritäts-
klauseln in Betracht. Darin erklärt der Geschäftspartner, dass er 
im Zusammenhang mit der Erbringung der vertraglich verein-
barten Leistungen keine gesetzeswidrige oder unlautere Verhal-
tensweise anwenden wird, und dies auch wiederum von seinen 
Lieferanten verlangt. Darüber hinausgehend werden teilweise 
auch Compliance-Garantien gefordert. Soweit ein Bezug zu den 
USA oder dem Vereinigten Königreich besteht, sind Hintergrund 
u.a. die dortigen Antikorruptionsgesetze, die als vorbeugende 
Maßnahmen Compliance-Vorgaben gegenüber Vertragspartnern 
verlangen. 

Unkritisch sind Integritätsklauseln und Compliance-Garantien, 
wenn nur die auf das Vertragsverhältnis anwendbaren Rechts-
vorschriften Gegenstand der Verpflichtung sind. 

Compliance-Management: Freie Mitarbeiter 

Die Beschäftigung freier Mitarbeiter ist für Unternehmen 
mit erheblichen rechtlichen Risiken behaftet. Eine fehler-
hafte Qualifizierung der Tätigkeit des Mitarbeiters als freier 
Dienstvertrag birgt nicht nur zivilrechtliche, sondern vor 
allem auch sozialversicherungs- und strafrechtliche 
Haftungsfolgen. 

Arbeitsverhältnis oder freie Mitarbeit?

„Arbeitnehmer“ ist nach arbeitsrechtlicher Definition, wer auf-
grund eines privatrechtlichen Vertrages im Dienste eines anderen 
zur Leistung weisungsgebundener, fremdbestimmter Arbeit in 
persönlicher Abhängigkeit verpflichtet ist. Weisungsgebunden-
heit und persönliche Abhängigkeit sind die entscheidenden Krite-
rien für das Vorliegen eines Arbeitsverhältnisses. Im Unterschied 
dazu ist „freier Mitarbeiter“, wer seine Tätigkeit im Wesentlichen 
frei von Weisungen gestalten und seine Arbeitszeit frei bestim-
men kann. 
Sozialversicherungsrechtlich liegt eine Versicherungspflicht vor, 
wenn die Beschäftigung in nichtselbständiger Arbeit, insbeson-
dere einem Arbeitsverhältnis erfolgt. 

Die in der Praxis existierende Schwierigkeit der Abgrenzung 
ergibt sich aus der generalklauselartigen Formulierung dieser 
Definitionen, wie aus der Vielzahl der hierzu ergangenen arbeits- 
und sozialrechtlichen Urteile deutlich wird.

Compliance-Risiken 

Bei fehlerhafter Qualifizierung der Tätigkeit des Mitarbeiters als 
freier Dienstvertrag bestehen v.a. Risiken in folgender Hinsicht:

• Sozialversicherungsrechtliche Haftung
Für Sozialversicherungsbeiträge haftet der Arbeitgeber, rück-
wirkend in der Regel bis zu vier, bei vorsätzlicher Nichtabfüh-
rung bis zu 30 Jahren. Hinzu kommen Säumniszuschläge und 
eine Verzinsung von 6 % p.a. Ein Rückgriff auf den Arbeit-
nehmer ist auf drei Monate begrenzt.

• Arbeits- und allgemeine zivilrechtliche Haftung
Probleme können sich auch im Rahmen von Regressforde-
rungen bei Arbeitsunfällen oder der Beanspruchung von Kün-
digungsschutz ergeben, wenn der freie Mitarbeiter geltend 
macht, er sei „in Wahrheit“ Angestellter.

• Steuerliche Haftung
Zwar ist der Arbeitnehmer, von Ausnahmen abgesehen, Steu-
erschuldner, jedoch haftet der Arbeitgeber unter Umständen 
für unterbliebenen Lohnsteuerabzug.

• Strafrechtliche Haftung
Die unterlassene Beitragsabführung ist gemäß § 266a StGB 
strafrechtlich sanktioniert. Die unterlassene, unzutreffende 
oder verspätete Lohnsteueranmeldung kann außerdem eine 
Lohnsteuerverkürzung darstellen, vgl. § 370 AO.

Compliance–Maßnahmen

Sinnvoll ist, eine zentrale Stelle 
im Unternehmen (z.B. in der 
Personalabteilung) einzu-
richten, die für die Begrün-
dung und Abwicklung aller 
freien Mitarbeiterverhältnisse 
compliance-rechtlich verantwort-
lich ist. Diese Stelle kann Checklisten und 
Arbeitsanweisungen für diejenigen Einheiten erstellen, welche 
mit der Verhandlung und Durchführung von freien Mitarbeiter-
verträgen befasst sind. Erforderlich ist auch, die verantwortlichen 
Mitarbeiter im Unternehmen regelmäßig zu schulen, um ein ent-
sprechendes Risikobewusstsein zu schaffen und die Anwendung 
der Maßnahmen sicherzustellen.

Zur wirkungsvollen Risikobegrenzung empfiehlt es sich außerdem, 
vor bzw. spätestens mit der Aufnahme der Beschäftigung des 
freien Mitarbeiters ein sogenanntes Statusfeststellungsverfah-
ren nach § 7a SGB IV zu beantragen. Das Verfahren verschafft 
nicht nur Rechtssicherheit, sondern darüber hinaus den Vorteil, 
dass Gesamtsozialversicherungsbeiträge erst fällig werden, wenn 
rechtskräftig feststeht, dass tatsächlich eine Beschäftigung als 
Arbeitnehmer vorliegt. Wurde im Statusfeststellungsverfahren die 
freie Mitarbeiterschaft anerkannt, dürfte die strafrechtliche Vor-
satzhaftung nach § 266 a StGB de facto, selbst wenn sich später 
eine andere Bewertung des Vertragsverhältnisses ergeben sollte, in 
der Regel unter dem Gesichtspunkt des unvermeidbaren Verbots-
irrtums ausgeschlossen sein. Gegebenenfalls kann zudem eine  
Lohnsteuer-Anrufungsauskunft des Finanzamtes notwendig sein.

Wichtig ist auch die regelmäßige Kontrolle bestehender Vertrags-
verhältnisse mit freien Mitarbeitern. In der Praxis kommt es vor, 
dass der - ursprünglich tatsächlich freie - Mitarbeiter über die 
Jahre mehr und mehr in den Betrieb eingegliedert und zeitlich 
eingebunden wird, und möglicherweise ein Arbeitsverhältnis 
entsteht, ohne dass die Parteien dies überhaupt realisieren. Der 
zugrunde liegende Vertrag muss dann entsprechend umgestellt, 
bzw. rechtskonforme Alternativlösungen gefunden werden.

Ausblick
Compliance-Risiken im Bereich der Beschäftigung freier 
Mitarbeiter lassen sich bereits durch ein einfaches Maß-
nahmensystem wirkungsvoll begrenzen.

Beatrix Lippert

Dr. Friedrich Scheuffele 
Rechtsanwalt 

Problematisch wird es dann, wenn ganz allgemein die Einhal-
tung aller Gesetze gegenüber sämtlichen Personen, ggfs auch 
für die Vergangenheit, zugesichert werden soll. Hierdurch würde 
dem Geschäftspartner ein vertraglicher Anspruch auf generelle 
Einhaltung aller das eigene Unternehmen betreffenden Gesetze 
verschafft, unabhängig davon, ob und in wieweit für die Ge-
schäftsbeziehung von Relevanz. Insbesondere, wenn es sich bei 
derartigen Klauseln um AGBs handelt, stellen sich zahlreiche 
Rechts- und Wirksamkeitsfragen. 

Noch kritischer wird es, wenn eine Verpflichtung begründet wer-
den soll, dass Regeln und Standards durch dritte Unternehmen 
eingehalten werden. Nach den Grundprinzipien des deutschen 
Rechts ist ein Sublieferant oder Hersteller nämlich kein Erfül-
lungsgehilfe seines Abnehmers in Bezug auf dessen Vertrags-
verhältnis zu Dritten. Eine generelle Haftung für Compliance-
Verstöße von Herstellern oder Sublieferanten dürfte sich per 
AGB also kaum vereinbaren lassen. Als Alternative kann z.B. eine 
„Bemühungsklausel“, auf den Sublieferanten/Hersteller einzuwir-
ken, oder die Pflicht zu dessen sorgfältiger Auswahl, in Betracht 
kommen.

Fazit

Der Umgang mit dem Thema Compliance unter Geschäfts-
partnern bedarf gleichzeitig „Leidenschaft und Augenmaß“. 
Die Praxis hat diverse Verfahren entwickelt, mit denen eine 
Harmonisierung der Compliance-Systeme erzielt werden 
kann. Gerade im internationalen Kontext einer Lieferanten-
kette ist darüber hinaus zu berücksichtigen, dass Compli-
ance nur auf dem Papier nicht genügt, sondern Corporate 
Social Responsibilty gelebt werden muss.

Dr. Friedrich Scheuffele

Wirtschaftskolloquium Oberbayern setzt Vortragsreihe 
erfolgreich fort

Rosenheim, 09. Mai 2016. Nach der erfolgreichen Auftaktveranstaltung 
im vergangenen Jahr setzen die Wirtschaftsverbände und Organisati-
onen aus der Region unter dem Zusammenschluss des „Wirtschafts-
kolloquiums Oberbayern“ ihr Engagement fort. Vortragsredner der 
diesjährigen Highlight-Veranstaltung war Dr. Rudolf Staudigl, Vor-
standsvorsitzender der Wacker Chemie AG. Sein Vortrag zum Thema 
„Energiewende – wohin führt sie den Industriestandort Deutschland 
und unsere Region?“ zeigte die wichtigsten Faktoren auf, die die Ener-
giewende wesentlich beeinflussen.

Die Initiatoren des Wirtschaftskolloquium Oberbayern 
- in der Bildmitte Dr. Susanne Weiss
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Noch in diesem Jahr soll eine umfassende Neuregelung des 
Bauvertragsrechts und der kaufrechtlichen Mängelhaftung ver-
abschiedet werden. Unter dem Aspekt der Compliance bedeutet 
dies, dass Vertragsmuster und Handlungsanweisungen überprüft 
und im Hinblick auf die neue Rechtslage angepasst werden 
müssen. 

Mit der Reform erhält das mehr als 100 Jahre alte Werkvertrags-
recht des BGB erstmals spezielle Regelungen für den Bauvertrag, 
den Verbraucherbauvertrag, den Bauträgervertrag sowie den 
Architekten- und Ingenieurvertrag. Im Bereich der kaufrechtli-
chen Mängelhaftung wird das Gesetz an die Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs angepasst. 

Wann und mit welchen Änderungen 
der aktuelle Gesetzesentwurf in 
Kraft treten wird, ist derzeit noch 
ungewiss. Sicher ist jedoch, dass 
die Neuerungen erheblichen 
Einfluss auf die Vertragspraxis 
haben werden. Sobald das Gesetz 
in finaler Form vom Bundestag verab-
schiedet worden ist, werden wir einge-
hend über die neuen Vorschriften berichten. 

Dr. Enno Engbers

Compliance
• Compliance unter Geschäftspartnern: 

Wie Du mir, so ich Dir?
• Compliance-Management: 

Freie Mitarbeiter
• Gewerbliche Schutzrechte und 

Compliance-Organisation
• Aktuelles

Wir bitten Sie zu beachten, dass unsere Beiträge eine Auswahl aus der aktuellen wirtschafts- 
und steuerrechtlichen Gesetzgebung und Rechtsprechung darstellen. Sie stellen keinen an-
waltlichen oder steuerlichen Rechtsrat dar und können nicht die auf den Einzelfall bezogene 
anwaltliche oder steuerliche Beratung ersetzen.

Falls Sie künftig diese Informationen der Kanzlei Weiss Walter Fischer-Zernin nicht mehr 
erhalten möchten, senden Sie bitte eine E-Mail mit dem Betreff „Abbestellung report“ an 
newsletter@rae-weiss.de.

Reform des Bauvertragsrechts und der kaufrechtlichen Mängelhaftung steht bevor!

Compliance umfasst nicht nur die Einhaltung geltenden Rechts 
durch ein Unternehmen, sondern auch die Frage, wie die Ein-
haltung von vornherein sichergestellt werden kann, z.B durch 
Maßnahmen zur Risikofrüherkennung und -minimierung. Dabei 
hat ein Geschäftsleiter im Rahmen der sog. Legalitätspflicht da-
für Sorge zu tragen, dass bei entsprechender Gefährdungslage im 
Unternehmen eine auf Schadensprävention und Risikokontrolle 
angelegte Compliance-Organisation besteht. Einen Bereich dieser 
Compliance-Organisation, der in der betrieblichen Praxis in der 
Regel nicht im Fokus steht, hat der Bundesgerichtshof in einem 
aktuellen Urteil aufgegriffen. Die Entscheidung arbeitet nicht 
nur strenge Grundsätze für Unternehmen heraus, die technische 
Erzeugnisse herstellen oder in den inländischen Markt einführen, 
sie kann potentiell auch zu erheblichen Haftungsfolgen für den 
Geschäftsleiter persönlich führen (BGH, Urteil vom 15.12.2015, 
Az.: X ZR 30/14):
Während bereits in der Vergangenheit im Falle einer Verlet-
zung von Patenten Dritter die Möglichkeit einer unmittelbaren 
Haftung eines Geschäftsleiters nicht nur gegenüber der eigenen 
Gesellschaft, sondern auch gegenüber Dritten vom BGH bejaht 
wurde, gab es in jüngerer Zeit einschränkende Entscheidungen 
(Haftung nur bei Beteiligung des Geschäftsleiters an der Verlet-
zung durch positives Tun oder bei Bestehen einer nach Delikts-
recht begründeten Garantenstellung). 

Die Grundsätze zur unmittelbaren Haftung eines Geschäftsleiters 
wurden durch das aktuelle Urteil demgegenüber erweitert: Eine 
Garantenstellung gegenüber Dritten kann für einen Geschäfts-

Gewerbliche Schutzrechte und Compliance-Organisation

leiter schon dann bestehen, wenn 
der Schutz von Rechten Dritter 
eine organisatorische Aufgabe 
ist, zu der zu allererst der Ge-
schäftsleiter berufen ist. Dies ist 
insbesondere dann der Fall, wenn 
eine konkrete Gefahrenlage für ein 
Schutzgut Dritter besteht und der 
Geschäftsleiter des Unternehmens für 
die Steuerung derjenigen Unternehmenstätigkeit verantwortlich
ist, aus der sich die Gefahrenlage ergibt. Im Hinblick auf den 
Schutz von Patenten ist dies laut BGH jedenfalls dann typischer-
weise gegeben, wenn ein Unternehmen technische Erzeugnisse 
herstellt oder in den inländischen Markt einführt. 

Ein Unternehmen muss also prüfen, ob seine Erzeugnisse oder 
Verfahren in den Schutzbereich fremder Rechte fallen. Der 
Geschäftsleiter muss – zwecks Meidung persönlicher Haftung 
nicht nur gegenüber dem eigenen Unternehmen, sondern auch 
gegenüber dritten Schutzrechtsinhabern – die gebotenen Über-
prüfungen veranlassen oder den Geschäftsbetrieb so organisie-
ren, dass die Beachtung gewerblicher Schutzrechte Dritter durch 
dafür verantwortliche Mitarbeiter gewährleistet ist. Dazu dient 
der Aufbau eines Compliance Systems auch in diesem Bereich.

Dr. Oliver Wulff

Rückblick 
Fachseminar „Compliance in Lebensmittelunternehmen“ 

Am 22.06.2016 veranstalteten wir in Kooperation mit dem 
Deutschen Fachverlag ein Tagesseminar zum Thema 
„Compliance in Lebensmittelunternehmen“.

Zunächst stellte Dr. Kraus die grundlegende Bedeutung dieses 
Themas für die Lebensmittelwirtschaft dar. Anhand des Pflich-
tenkatalogs des geltenden Lebensmittelrechts erörterte er 
die praxisrelevanten Problempunkte. In der Diskussion wurde 
deutlich, dass die Lebensmittelwirtschaft dieses Thema bereits 
fokussiert umsetzt, jedoch noch weiterhin Verbesserungspoten-
zial besteht.

Die nachfolgenden Referate von Dr. Kreklau und Dr. Scheuffele 
vertieften die Grundlagen von Compliance. Zunächst wurden 
verschiedene Aufbauformen von Corporate Governance anhand 
aktueller Beispiele vorgestellt und mit dem 
Plenum diskutiert. Unge-
achtet der Überein-
stimmung über die 
grundsätzlichen 
Relevanz und 
Notwendigkeit 
von Compliance 
wurden jedoch 
auch kriti-
sche Töne im 
Teilnehmerkreis 
angeschlagen.

Anschließend wurden 
sowohl die kartellrecht-
lichen Eckpfeiler als auch die 
Auswirkungen in Vertrieb und Einkauf beleuchtet. 
Hierbei stellten die Dozenten insbesondere die Fallstricke für die 
Praxis dar. Hervorgehoben wurde die Bedeutung einer wirksa-
men Delegation, einschließlich der entsprechenden Kontrolle, 
von Verantwortung innerhalb des Unternehmens.

nicht ausge-
schlossen, auch
noch gegen die
übrigen Kartel-
lanten vorzuge-
hen. Den Kartellen

der Süßwarenbran-
che und der Zucker-

hersteller will sich SGP,
ein Partnerunternehmen der

Wirtschaftsprüfer Schneider Geiwitz,
in der zweiten Jahreshälfte widmen.

Damit geht erstmals ein (ehemali-
ges) Handelsunternehmen im großen
Stil wegen Kartellschäden gegen seine
Lieferanten vor. Bislang ist lediglich
ein Verfahren von Kauf-
land gegen die Nord-
zucker AG vor dem
Landgericht
Hannover be-
kannt (lz 09-
16). In der
Vergangen-
heit wurden
vergleichbare
Regressforde-
rungen entwe-
der überhaupt
nicht erhoben
oder sie wurden im
Wege von Vergleichen

Am Montag hat der Gläubigeraus-
schuss der insolventen Drogeriekette
grünes Licht für Schadenersatzklagen
gegen elf namhafte Konsumgüterher-
steller gegeben. Der Insolvenzverwal-
ter fordert insgesamt rund 311 Mio.
Euro von Lieferanten aus den Sorti-
mentsbereichen Röstkaf-
fee, Waschmittel und
Drogerieartikel we-
gen überhöhter
Preise (siehe Käs-
ten).

Zuzüglich
Zinsen sum-
miert sich das
Gesamtvolu-
men der Forde-
rungen voraus-
sichtlich auf mehr
als 600 Mio. Euro.
Die ersten Klagen
wurden in dieser Woche
bereits beim Landgericht Stutt-
gart eingereicht.

Gegen alle Beklagten hatte das
Kartellamt in den zurückliegenden
Jahren Bußgelder wegen Preisabspra-
chen verhängt. Der Insolvenzverwal-
ter macht nun die Differenz zwischen
den von Schlecker gezahlten Ein-
kaufspreisen und einem durch ökono-
mische Gutachten ermittelten, hypo-
thetischen Wettbewerbspreis geltend.

„Wir haben die Schäden, wie in
solchen Fällen üblich, durch Regressi-
onsanalysen berechnen lassen“, er-
läutert Kai-Thorsten Zwecker, Kar-
tellrechtsspezialist der Kanzlei SGP
Rechtsanwälte im Gespräch mit der
LZ. „Zunächst haben wir uns auf die
Fälle konzentriert, in denen eine Ver-
jährung nicht in Rede steht und sind
nicht gegen die Kronzeugen vorgegan-
gen“, begründet Zwecker die aktuelle
Auswahl der Beklagten. Es sei aber

mit den laufenden Be-
zugskonditionen ver-
rechnet.

Vor solchen
Agreements warnt
Arndt Geiwitz al-
lerdings: „Ich wäre
als Fremdge-
schäftsführer vor-
sichtig, Schadener-
satzforderungen die-
ser Art über die Kon-
ditionen auszugleichen.
Aktionäre, aber auch In-
solvenzverwalter, könnten
diese Vereinbarungen hinterfragen“,

so der Verwalter der Schlecker-
Pleite gegenüber der LZ.

Den Einwand, dass
Schlecker die kartell-
bedingten Preis-
erhöhungen doch
vermutlich an die
Kunden durchge-
reicht hat, lässt
Kai-Thorsten
Zwecker nicht ge-
gen die Schadener-
satzforderungen gel-

ten. „Diese sogenann-
te Passing-on-Defence

spielt in der Praxis eine un-

tergeordnete Rol-
le“, so der Kar-
tellrechtler.
Die Gutach-
ten hätten
keinen Be-
leg für ein
Weiterrei-
chen der
Schäden er-
bracht. Zu-
dem verweist

Zwecker auf ein
aktuelles Urteil des

Landgerichts Frank-
furt. Demnach sei Kartellan-

ten eine Berufung auf dieses Argu-
ment bei der Weiterveräußerung an
Endverbraucher in der Regel ver-
wehrt.

Neben den Forderungen gegen die
Kartellanten hat Arndt Geiwitz noch
ein weiteres Eisen für die verbliebe-
nen Schlecker-Gläubiger im Feuer:
Sollte das Landgericht Stuttgart im
bevorstehenden Strafprozess zu dem
Ergebnis kommen, dass Anton Schle-
cker im Vorfeld der Insolvenz gegen
die Pflichten eines ordentlichen Ge-
schäftsleiters verstoßen hat, könnte
auch dies Schadenersatzforderungen
nachsichziehen. be/men/lz 26-16

Schlecker stellt Schlussrechnung aus
Insolvenzverwalter reicht Schadenersatzklagen gegen elf Konsumgüterhersteller ein – Klagen gegen weitere Kartellanten sollen folgen

Neu-Ulm. Für die Schlecker-Gläubi-
ger besteht noch Hoffnung. Der In-
solvenzverwalter Arndt Geiwitz ver-
langt dreistellige Millionen-Beträ-
ge von ehemaligen Lieferanten.

Resteverwertung:
Schadenersatz-
ansprüche gegen
Lieferanten könn-
ten den Schlecker-
Gläubigern zugute-
kommen.
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DROGERIEARTIKEL
187 Millionen Euro

Beiersdorf, Erdal, GlaxoSmith-
Kline, Procter & Gamble,
L‘Oréal, Gillette, Coty

Company
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WASCHMITTEL
25 Millionen Euro
Henkel, Unilever
Procter & Gamble
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Mindestlohn steigt
auf 8,84 Euro
Berlin. Der gesetzliche Mindest-
lohn steigt ab 2017 auf 8,84 Euro
pro Stunde. Das hat die Mindest-
lohnkommission am Dienstag die-
ser Woche beschlossen.

Der Handelsverband HDE kriti-
sierte die Erhöhung umgehend
und spricht von einem „riskanten
Experiment“. Die Auswirkungen
der Anhebung des Mindestlohns
seien nicht seriös einschätzbar.
„Bis heute sind noch nicht einmal
die Konsequenzen der Einführung
2015 auf den Arbeitsmarkt unter-
sucht“, so HDE-Hauptgeschäfts-
führer Stefan Genth. Zudem gehe
die Erhöhung über den Tarifindex
hinaus. Nach dem Index des Statis-
tischen Bundesamtes beläuft sich
der durchschnittliche tarifliche
Stundenlohn aktuell auf 8,77 Euro.

Brigitte Faust, Präsidentin der
Arbeitnehmervereinigung Nah-
rung und Genuss (ANG), findet
dennoch auch positive Worte für
die Entscheidungsfindung durch
die Mindestlohnkommission: „Es
hat sich bewährt, dass eine Kom-
mission und nicht die Politik über
die Anhebung des Mindestlohns
entschieden hat“, bilanziert Faust.
„Bewährt hat sich auch, dass die
Kommission sich nachlaufend an
der Tarifentwicklung orientiert. So
wurde sichergestellt, dass in der
Kommission keine Tarifverhand-
lungen stattfinden.“ be/lz 26-16

„100% klimaneutral“
ist irreführend
Frankfurt. Das Landgericht Frank-
furt hat dem österreichischen Her-
steller „11er Nahrungsmittel“ unter-
sagt, für Tiefkühlkost mit der Aus-
sage „100 % klimaneutral“ zu wer-
ben. Zwar hat das Unternehmen
versucht, CO2-Emissionen zu ver-
meiden. Die neutrale Klimabilanz
wird aber nur durch den Erwerb
von Emissionsschutzrechten er-
reicht. Hier werde der falsche Ein-
druck erweckt, dass der Betrieb Kli-
maneutralität in der gesamten Pro-
duktionskette erreicht hat. lz 26-16

Supermarkt erhält
Abschleppkosten
Karlsruhe. Der Betreiber eines Su-
permarkts darf ein auf dem Kun-
denparkplatz verbotswidrig abge-
stelltes Fahrzeug abschleppen las-
sen. Die dadurch entstandenen
Kosten kann er vom Fahrzeughal-
ter nach den Regeln der „Ge-
schäftsführung ohne Auftrag“ er-
setzt verlangen. Dies hat der Bun-
desgerichtshof in Bezug auf einen
Pkw entschieden, der die vorgege-
bene zulässige Höchstparkdauer
von 90 Minuten überschritten hat-
te (Az.: V ZR 102/15). lz 26-16

Compliance auch für
Food-Branche wichtig
München. Das Thema Compliance
hat auch für die Lebensmittelbran-
che große Relevanz. Bei einem Se-
minar der „Zeitschrift für das ge-
samte Lebensmittelrecht“, die wie
die LZ in der dfv Mediengruppe er-
scheint, erörterte Markus Kraus von
der Kanzlei Weis Walter Fischer-
Zernin vergangene Woche die Pra-
xisprobleme auf diesem Gebiet.
Weitere Referate beleuchteten die
kartellrechtlichen Eckpfeiler sowie
Themen aus Vertrieb und Einkauf.
Es gab auch kritische Töne. So sei
eine „Compliance-Euphorie“ zu be-
obachten, die einer regelrechten
„Exkulpierungs-Industrie“ zur Blü-
te verholfen habe. lz 26-16

Zur Diskussion um „Marktmacht
und nachhaltigen Konsum im Le-
bensmittelmarkt“ lud die SPD-nahe
Friedrich-Ebert-Stiftung vergangene
Woche. Stefanie Nutzenberger, Ver-
di-Bundesvorstand, beklagte in ihrer
Rede einen „Vernichtungs- und Ver-
drängungswettbewerb“, der dazu
führe, dass viele ihren Arbeitsplatz
verlören. Die Konzentration wirke
sich mit der „Uniformität der Innen-
städte“ zudem ne-
gativ für die Ver-
braucher aus.

Nutzenberger
forderte eine „Regu-
lierung der Öff-
nungszeiten und all-
gemeinverbindliche
Tarifverträge für den Handel“. Unter-
stützung signalisierte sie für die Anre-
gung einer Oxfam-Vertreterin, einen
Katalog verbotener Einkaufspraktiken
verbindlich zu machen und einen
Ombudsmann als unabhängige
Schiedsstelle vorzugeben.

Nach der Gründung der „Dialog-
plattform Lebensmittellieferkette“ (lz
22-16) hält HDE-Hauptgeschäftsfüh-
rer Stefan Genth das alte SPD-Modell
des Ombudsmanns für erledigt. „Un-

sere Streitschlichtungsstelle ist viel
härter“, so Genth.

„Wir arbeiten gemeinsam daran,
dass die Dialogplattform funktio-
niert“, erklärte Andreas Gayk vom
Markenverband. Der Ombudsmann
sei keine Lösung. Er löse beispiels-
weise das Dilemma ungerechtfertigter
Forderungen marktmächtiger Händler
nicht. Gayk machte deutlich, dass die
Branche auch diesbezüglich auf die
Vertrauen schaffende Wirkung der
Dialogplattform hofft. Es gehe darum,
auf freiwilliger Basis unfaire Praktiken
zurückzudrängen. Bislang gebe es
schon über 1006 Registrierungen bei
der Supply Chain Initiative. „Wenn
wir das nicht hinbekommen, kann

man sich immer
noch an das Bundes-
kartellamt wenden“,
betonte Genth. „Das
Kartellrecht ist aus-
reichend“, betonte
auch Felix Engelsing,
der neue Vorsitzende

der zweiten Beschlussabteilung des
Kartellamts. In Bezug auf Kataloge
verbotener Einkaufspraktiken im
Ausland sagte er: „Das bringt wenig,
weil es immer Ausweichmöglichkei-
ten gibt.“

Engelsing bekräftigte zudem, dass
die Ministererlaubnis grundsätzlich
ein gutes Instrument sei. In Fällen
wie der Edeka/Tengelman-Fusion
werde der politische Druck vom Kar-
tellamt genommen. pk/lz 26-16

Verdi, NGOs und Wirtschaftsverbände diskutieren über den LEH

Berlin. Trotz der neuen „Dialog-
plattform Lebensmittellieferkette“
zur freiwilligen Streitbeilegung hält
die Debatte zur Schaffung eines
staatlichen Ombudsmanns an.

Dialog über Marktmacht

„Wenn wir das nicht
hinbekommen, kann man
sich immer noch an das
Bundeskartellamt wenden“

Stefan Genth, HDE

Bundesumweltministerin Barbara
Hendriks (SPD) gibt grünes Licht für
das parlamentarische Verfahren der
abgespeckten Variante des Wertstoff-
gesetzes: In den nächsten Tagen geht
nach LZ-Informationen ein Referen-
tenentwurf für ein „Verpackungsge-
setz“ in die Ressortabstimmung.

Dies kündigte Gunther Adler,
Staatssekretär im Ministerium, An-
fang der Woche vor Vertretern der Ar-
beitsgemeinschaft Verpackung und
Umwelt (Agvu) in Berlin an. Das Ge-
setz werde die Verpackungsverord-

nung ablösen, so der Spitzenbeamte.
Er bedauerte, dass das im Koalitions-
vertrag verankerte, ursprünglich an-
gepeilte Wertstoffgesetz mit der Er-
weiterung auf stoffgleiche Nichtver-
packungen derzeit nicht mehrheitsfä-
hig ist. Offen ließ Adler die Frage, ob
das Verpackungsgesetz mit seinen
Kerninhalten (höhere Recyclingquo-
ten und Einrichtung einer „Zentralen
Stelle“) im Bundesrat zustimmungs-
bedürftig ist.

Bei der Ausgestaltung als Ein-
spruchsgesetz könnte der Bundestag
am Ende einen möglichen Einspruch
der Länderkammer überstimmen.
Damit bleibt unsicher, ob der Gesetz-
entwurf bis zum Ende der Legislatur-
periode das Rennen macht. Beson-
ders bei den Umweltministern von
Bündnis 90/Die Grünen herrscht

nach LZ-Infor-
mationen wenig
Begeisterung für
die „Spar-Versi-
on“ des Wert-
stoffgesetzes.

Laut dem
Fachinformati-
onsdienst „Eu-
wid“ bezeichnete
der niedersächsi-
sche Ressortchef
Stefan Wenzel
das Projekt als
„Mogelverpa-
ckungsgesetz“.

pk/lz 26-16

Referentenentwurf zum „Verpackungsgesetz“ auf dem Weg

Berlin. Nachdem das ursprünglich
geplante Wertstoffgesetz keine
Mehrheit fand, bringt das Umwelt-
ministerium nun das „Verpackungs-
gesetz“ in die Ressortabstimmung.

Kleines Wertstoffgesetz

Umverpackung: Das Wertstoff- wird zum Verpackungsgesetz.
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Schleckers Kartellschäden:
RÖSTKAFFEE

99 Millionen Euro
Beklagte:

Tchibo, Melitta

nicht ausge-
schlossen, auch
noch gegen die
übrigen Kartel-
lanten vorzuge-
hen. Den Kartellen

der Süßwarenbran-
che und der Zucker-

hersteller will sich SGP,
ein Partnerunternehmen der

Wirtschaftsprüfer Schneider Geiwitz,
in der zweiten Jahreshälfte widmen.

Damit geht erstmals ein (ehemali-
ges) Handelsunternehmen im großen
Stil wegen Kartellschäden gegen seine
Lieferanten vor. Bislang ist lediglich
ein Verfahren von Kauf-
land gegen die Nord-
zucker AG vor dem
Landgericht
Hannover be-
kannt (lz 09-
16). In der
Vergangen-
heit wurden
vergleichbare
Regressforde-
rungen entwe-
der überhaupt
nicht erhoben
oder sie wurden im
Wege von Vergleichen

Am Montag hat der Gläubigeraus-
schuss der insolventen Drogeriekette
grünes Licht für Schadenersatzklagen
gegen elf namhafte Konsumgüterher-
steller gegeben. Der Insolvenzverwal-
ter fordert insgesamt rund 311 Mio.
Euro von Lieferanten aus den Sorti-
mentsbereichen Röstkaf-
fee, Waschmittel und
Drogerieartikel we-
gen überhöhter
Preise (siehe Käs-
ten).

Zuzüglich
Zinsen sum-
miert sich das
Gesamtvolu-
men der Forde-
rungen voraus-
sichtlich auf mehr
als 600 Mio. Euro.
Die ersten Klagen
wurden in dieser Woche
bereits beim Landgericht Stutt-
gart eingereicht.

Gegen alle Beklagten hatte das
Kartellamt in den zurückliegenden
Jahren Bußgelder wegen Preisabspra-
chen verhängt. Der Insolvenzverwal-
ter macht nun die Differenz zwischen
den von Schlecker gezahlten Ein-
kaufspreisen und einem durch ökono-
mische Gutachten ermittelten, hypo-
thetischen Wettbewerbspreis geltend.

„Wir haben die Schäden, wie in
solchen Fällen üblich, durch Regressi-
onsanalysen berechnen lassen“, er-
läutert Kai-Thorsten Zwecker, Kar-
tellrechtsspezialist der Kanzlei SGP
Rechtsanwälte im Gespräch mit der
LZ. „Zunächst haben wir uns auf die
Fälle konzentriert, in denen eine Ver-
jährung nicht in Rede steht und sind
nicht gegen die Kronzeugen vorgegan-
gen“, begründet Zwecker die aktuelle
Auswahl der Beklagten. Es sei aber

mit den laufenden Be-
zugskonditionen ver-
rechnet.

Vor solchen
Agreements warnt
Arndt Geiwitz al-
lerdings: „Ich wäre
als Fremdge-
schäftsführer vor-
sichtig, Schadener-
satzforderungen die-
ser Art über die Kon-
ditionen auszugleichen.
Aktionäre, aber auch In-
solvenzverwalter, könnten
diese Vereinbarungen hinterfragen“,

so der Verwalter der Schlecker-
Pleite gegenüber der LZ.

Den Einwand, dass
Schlecker die kartell-
bedingten Preis-
erhöhungen doch
vermutlich an die
Kunden durchge-
reicht hat, lässt
Kai-Thorsten
Zwecker nicht ge-
gen die Schadener-
satzforderungen gel-

ten. „Diese sogenann-
te Passing-on-Defence

spielt in der Praxis eine un-

tergeordnete Rol-
le“, so der Kar-
tellrechtler.
Die Gutach-
ten hätten
keinen Be-
leg für ein
Weiterrei-
chen der
Schäden er-
bracht. Zu-
dem verweist

Zwecker auf ein
aktuelles Urteil des

Landgerichts Frank-
furt. Demnach sei Kartellan-

ten eine Berufung auf dieses Argu-
ment bei der Weiterveräußerung an
Endverbraucher in der Regel ver-
wehrt.

Neben den Forderungen gegen die
Kartellanten hat Arndt Geiwitz noch
ein weiteres Eisen für die verbliebe-
nen Schlecker-Gläubiger im Feuer:
Sollte das Landgericht Stuttgart im
bevorstehenden Strafprozess zu dem
Ergebnis kommen, dass Anton Schle-
cker im Vorfeld der Insolvenz gegen
die Pflichten eines ordentlichen Ge-
schäftsleiters verstoßen hat, könnte
auch dies Schadenersatzforderungen
nachsichziehen. be/men/lz 26-16

Schlecker stellt Schlussrechnung aus
Insolvenzverwalter reicht Schadenersatzklagen gegen elf Konsumgüterhersteller ein – Klagen gegen weitere Kartellanten sollen folgen

Neu-Ulm. Für die Schlecker-Gläubi-
ger besteht noch Hoffnung. Der In-
solvenzverwalter Arndt Geiwitz ver-
langt dreistellige Millionen-Beträ-
ge von ehemaligen Lieferanten.

Resteverwertung:
Schadenersatz-
ansprüche gegen
Lieferanten könn-
ten den Schlecker-
Gläubigern zugute-
kommen.

DROGERIEARTIKEL
187 Millionen Euro

Beiersdorf, Erdal, GlaxoSmith-
Kline, Procter & Gamble,
L‘Oréal, Gillette, Coty

Company

WASCHMITTEL
25 Millionen Euro
Henkel, Unilever
Procter & Gamble
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Mindestlohn steigt
auf 8,84 Euro
Berlin. Der gesetzliche Mindest-
lohn steigt ab 2017 auf 8,84 Euro
pro Stunde. Das hat die Mindest-
lohnkommission am Dienstag die-
ser Woche beschlossen.

Der Handelsverband HDE kriti-
sierte die Erhöhung umgehend
und spricht von einem „riskanten
Experiment“. Die Auswirkungen
der Anhebung des Mindestlohns
seien nicht seriös einschätzbar.
„Bis heute sind noch nicht einmal
die Konsequenzen der Einführung
2015 auf den Arbeitsmarkt unter-
sucht“, so HDE-Hauptgeschäfts-
führer Stefan Genth. Zudem gehe
die Erhöhung über den Tarifindex
hinaus. Nach dem Index des Statis-
tischen Bundesamtes beläuft sich
der durchschnittliche tarifliche
Stundenlohn aktuell auf 8,77 Euro.

Brigitte Faust, Präsidentin der
Arbeitnehmervereinigung Nah-
rung und Genuss (ANG), findet
dennoch auch positive Worte für
die Entscheidungsfindung durch
die Mindestlohnkommission: „Es
hat sich bewährt, dass eine Kom-
mission und nicht die Politik über
die Anhebung des Mindestlohns
entschieden hat“, bilanziert Faust.
„Bewährt hat sich auch, dass die
Kommission sich nachlaufend an
der Tarifentwicklung orientiert. So
wurde sichergestellt, dass in der
Kommission keine Tarifverhand-
lungen stattfinden.“ be/lz 26-16

„100% klimaneutral“
ist irreführend
Frankfurt. Das Landgericht Frank-
furt hat dem österreichischen Her-
steller „11er Nahrungsmittel“ unter-
sagt, für Tiefkühlkost mit der Aus-
sage „100 % klimaneutral“ zu wer-
ben. Zwar hat das Unternehmen
versucht, CO2-Emissionen zu ver-
meiden. Die neutrale Klimabilanz
wird aber nur durch den Erwerb
von Emissionsschutzrechten er-
reicht. Hier werde der falsche Ein-
druck erweckt, dass der Betrieb Kli-
maneutralität in der gesamten Pro-
duktionskette erreicht hat. lz 26-16

Supermarkt erhält
Abschleppkosten
Karlsruhe. Der Betreiber eines Su-
permarkts darf ein auf dem Kun-
denparkplatz verbotswidrig abge-
stelltes Fahrzeug abschleppen las-
sen. Die dadurch entstandenen
Kosten kann er vom Fahrzeughal-
ter nach den Regeln der „Ge-
schäftsführung ohne Auftrag“ er-
setzt verlangen. Dies hat der Bun-
desgerichtshof in Bezug auf einen
Pkw entschieden, der die vorgege-
bene zulässige Höchstparkdauer
von 90 Minuten überschritten hat-
te (Az.: V ZR 102/15). lz 26-16

Compliance auch für
Food-Branche wichtig
München. Das Thema Compliance
hat auch für die Lebensmittelbran-
che große Relevanz. Bei einem Se-
minar der „Zeitschrift für das ge-
samte Lebensmittelrecht“, die wie
die LZ in der dfv Mediengruppe er-
scheint, erörterte Markus Kraus von
der Kanzlei Weis Walter Fischer-
Zernin vergangene Woche die Pra-
xisprobleme auf diesem Gebiet.
Weitere Referate beleuchteten die
kartellrechtlichen Eckpfeiler sowie
Themen aus Vertrieb und Einkauf.
Es gab auch kritische Töne. So sei
eine „Compliance-Euphorie“ zu be-
obachten, die einer regelrechten
„Exkulpierungs-Industrie“ zur Blü-
te verholfen habe. lz 26-16

Zur Diskussion um „Marktmacht
und nachhaltigen Konsum im Le-
bensmittelmarkt“ lud die SPD-nahe
Friedrich-Ebert-Stiftung vergangene
Woche. Stefanie Nutzenberger, Ver-
di-Bundesvorstand, beklagte in ihrer
Rede einen „Vernichtungs- und Ver-
drängungswettbewerb“, der dazu
führe, dass viele ihren Arbeitsplatz
verlören. Die Konzentration wirke
sich mit der „Uniformität der Innen-
städte“ zudem ne-
gativ für die Ver-
braucher aus.

Nutzenberger
forderte eine „Regu-
lierung der Öff-
nungszeiten und all-
gemeinverbindliche
Tarifverträge für den Handel“. Unter-
stützung signalisierte sie für die Anre-
gung einer Oxfam-Vertreterin, einen
Katalog verbotener Einkaufspraktiken
verbindlich zu machen und einen
Ombudsmann als unabhängige
Schiedsstelle vorzugeben.

Nach der Gründung der „Dialog-
plattform Lebensmittellieferkette“ (lz
22-16) hält HDE-Hauptgeschäftsfüh-
rer Stefan Genth das alte SPD-Modell
des Ombudsmanns für erledigt. „Un-

sere Streitschlichtungsstelle ist viel
härter“, so Genth.

„Wir arbeiten gemeinsam daran,
dass die Dialogplattform funktio-
niert“, erklärte Andreas Gayk vom
Markenverband. Der Ombudsmann
sei keine Lösung. Er löse beispiels-
weise das Dilemma ungerechtfertigter
Forderungen marktmächtiger Händler
nicht. Gayk machte deutlich, dass die
Branche auch diesbezüglich auf die
Vertrauen schaffende Wirkung der
Dialogplattform hofft. Es gehe darum,
auf freiwilliger Basis unfaire Praktiken
zurückzudrängen. Bislang gebe es
schon über 1006 Registrierungen bei
der Supply Chain Initiative. „Wenn
wir das nicht hinbekommen, kann

man sich immer
noch an das Bundes-
kartellamt wenden“,
betonte Genth. „Das
Kartellrecht ist aus-
reichend“, betonte
auch Felix Engelsing,
der neue Vorsitzende

der zweiten Beschlussabteilung des
Kartellamts. In Bezug auf Kataloge
verbotener Einkaufspraktiken im
Ausland sagte er: „Das bringt wenig,
weil es immer Ausweichmöglichkei-
ten gibt.“

Engelsing bekräftigte zudem, dass
die Ministererlaubnis grundsätzlich
ein gutes Instrument sei. In Fällen
wie der Edeka/Tengelman-Fusion
werde der politische Druck vom Kar-
tellamt genommen. pk/lz 26-16

Verdi, NGOs und Wirtschaftsverbände diskutieren über den LEH

Berlin. Trotz der neuen „Dialog-
plattform Lebensmittellieferkette“
zur freiwilligen Streitbeilegung hält
die Debatte zur Schaffung eines
staatlichen Ombudsmanns an.

Dialog über Marktmacht

„Wenn wir das nicht
hinbekommen, kann man
sich immer noch an das
Bundeskartellamt wenden“

Stefan Genth, HDE

Bundesumweltministerin Barbara
Hendriks (SPD) gibt grünes Licht für
das parlamentarische Verfahren der
abgespeckten Variante des Wertstoff-
gesetzes: In den nächsten Tagen geht
nach LZ-Informationen ein Referen-
tenentwurf für ein „Verpackungsge-
setz“ in die Ressortabstimmung.

Dies kündigte Gunther Adler,
Staatssekretär im Ministerium, An-
fang der Woche vor Vertretern der Ar-
beitsgemeinschaft Verpackung und
Umwelt (Agvu) in Berlin an. Das Ge-
setz werde die Verpackungsverord-

nung ablösen, so der Spitzenbeamte.
Er bedauerte, dass das im Koalitions-
vertrag verankerte, ursprünglich an-
gepeilte Wertstoffgesetz mit der Er-
weiterung auf stoffgleiche Nichtver-
packungen derzeit nicht mehrheitsfä-
hig ist. Offen ließ Adler die Frage, ob
das Verpackungsgesetz mit seinen
Kerninhalten (höhere Recyclingquo-
ten und Einrichtung einer „Zentralen
Stelle“) im Bundesrat zustimmungs-
bedürftig ist.

Bei der Ausgestaltung als Ein-
spruchsgesetz könnte der Bundestag
am Ende einen möglichen Einspruch
der Länderkammer überstimmen.
Damit bleibt unsicher, ob der Gesetz-
entwurf bis zum Ende der Legislatur-
periode das Rennen macht. Beson-
ders bei den Umweltministern von
Bündnis 90/Die Grünen herrscht

nach LZ-Infor-
mationen wenig
Begeisterung für
die „Spar-Versi-
on“ des Wert-
stoffgesetzes.

Laut dem
Fachinformati-
onsdienst „Eu-
wid“ bezeichnete
der niedersächsi-
sche Ressortchef
Stefan Wenzel
das Projekt als
„Mogelverpa-
ckungsgesetz“.

pk/lz 26-16

Referentenentwurf zum „Verpackungsgesetz“ auf dem Weg

Berlin. Nachdem das ursprünglich
geplante Wertstoffgesetz keine
Mehrheit fand, bringt das Umwelt-
ministerium nun das „Verpackungs-
gesetz“ in die Ressortabstimmung.

Kleines Wertstoffgesetz

Umverpackung: Das Wertstoff- wird zum Verpackungsgesetz.
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Noch in diesem Jahr soll eine umfassende Neuregelung des 
Bauvertragsrechts und der kaufrechtlichen Mängelhaftung ver-
abschiedet werden. Unter dem Aspekt der Compliance bedeutet 
dies, dass Vertragsmuster und Handlungsanweisungen überprüft 
und im Hinblick auf die neue Rechtslage angepasst werden 
müssen. 

Mit der Reform erhält das mehr als 100 Jahre alte Werkvertrags-
recht des BGB erstmals spezielle Regelungen für den Bauvertrag, 
den Verbraucherbauvertrag, den Bauträgervertrag sowie den 
Architekten- und Ingenieurvertrag. Im Bereich der kaufrechtli-
chen Mängelhaftung wird das Gesetz an die Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs angepasst. 

Wann und mit welchen Änderungen 
der aktuelle Gesetzesentwurf in 
Kraft treten wird, ist derzeit noch 
ungewiss. Sicher ist jedoch, dass 
die Neuerungen erheblichen 
Einfluss auf die Vertragspraxis 
haben werden. Sobald das Gesetz 
in finaler Form vom Bundestag verab-
schiedet worden ist, werden wir einge-
hend über die neuen Vorschriften berichten. 

Dr. Enno Engbers

Compliance
• Compliance unter Geschäftspartnern: 

Wie Du mir, so ich Dir?
• Compliance-Management: 

Freie Mitarbeiter
• Gewerbliche Schutzrechte und 

Compliance-Organisation
• Aktuelles

Wir bitten Sie zu beachten, dass unsere Beiträge eine Auswahl aus der aktuellen wirtschafts- 
und steuerrechtlichen Gesetzgebung und Rechtsprechung darstellen. Sie stellen keinen an-
waltlichen oder steuerlichen Rechtsrat dar und können nicht die auf den Einzelfall bezogene 
anwaltliche oder steuerliche Beratung ersetzen.

Falls Sie künftig diese Informationen der Kanzlei Weiss Walter Fischer-Zernin nicht mehr 
erhalten möchten, senden Sie bitte eine E-Mail mit dem Betreff „Abbestellung report“ an 
newsletter@rae-weiss.de.

Reform des Bauvertragsrechts und der kaufrechtlichen Mängelhaftung steht bevor!

Compliance umfasst nicht nur die Einhaltung geltenden Rechts 
durch ein Unternehmen, sondern auch die Frage, wie die Ein-
haltung von vornherein sichergestellt werden kann, z.B durch 
Maßnahmen zur Risikofrüherkennung und -minimierung. Dabei 
hat ein Geschäftsleiter im Rahmen der sog. Legalitätspflicht da-
für Sorge zu tragen, dass bei entsprechender Gefährdungslage im 
Unternehmen eine auf Schadensprävention und Risikokontrolle 
angelegte Compliance-Organisation besteht. Einen Bereich dieser 
Compliance-Organisation, der in der betrieblichen Praxis in der 
Regel nicht im Fokus steht, hat der Bundesgerichtshof in einem 
aktuellen Urteil aufgegriffen. Die Entscheidung arbeitet nicht 
nur strenge Grundsätze für Unternehmen heraus, die technische 
Erzeugnisse herstellen oder in den inländischen Markt einführen, 
sie kann potentiell auch zu erheblichen Haftungsfolgen für den 
Geschäftsleiter persönlich führen (BGH, Urteil vom 15.12.2015, 
Az.: X ZR 30/14):
Während bereits in der Vergangenheit im Falle einer Verlet-
zung von Patenten Dritter die Möglichkeit einer unmittelbaren 
Haftung eines Geschäftsleiters nicht nur gegenüber der eigenen 
Gesellschaft, sondern auch gegenüber Dritten vom BGH bejaht 
wurde, gab es in jüngerer Zeit einschränkende Entscheidungen 
(Haftung nur bei Beteiligung des Geschäftsleiters an der Verlet-
zung durch positives Tun oder bei Bestehen einer nach Delikts-
recht begründeten Garantenstellung). 

Die Grundsätze zur unmittelbaren Haftung eines Geschäftsleiters 
wurden durch das aktuelle Urteil demgegenüber erweitert: Eine 
Garantenstellung gegenüber Dritten kann für einen Geschäfts-

Gewerbliche Schutzrechte und Compliance-Organisation

leiter schon dann bestehen, wenn 
der Schutz von Rechten Dritter 
eine organisatorische Aufgabe 
ist, zu der zu allererst der Ge-
schäftsleiter berufen ist. Dies ist 
insbesondere dann der Fall, wenn 
eine konkrete Gefahrenlage für ein 
Schutzgut Dritter besteht und der 
Geschäftsleiter des Unternehmens für 
die Steuerung derjenigen Unternehmenstätigkeit verantwortlich
ist, aus der sich die Gefahrenlage ergibt. Im Hinblick auf den 
Schutz von Patenten ist dies laut BGH jedenfalls dann typischer-
weise gegeben, wenn ein Unternehmen technische Erzeugnisse 
herstellt oder in den inländischen Markt einführt. 

Ein Unternehmen muss also prüfen, ob seine Erzeugnisse oder 
Verfahren in den Schutzbereich fremder Rechte fallen. Der 
Geschäftsleiter muss – zwecks Meidung persönlicher Haftung 
nicht nur gegenüber dem eigenen Unternehmen, sondern auch 
gegenüber dritten Schutzrechtsinhabern – die gebotenen Über-
prüfungen veranlassen oder den Geschäftsbetrieb so organisie-
ren, dass die Beachtung gewerblicher Schutzrechte Dritter durch 
dafür verantwortliche Mitarbeiter gewährleistet ist. Dazu dient 
der Aufbau eines Compliance Systems auch in diesem Bereich.

Dr. Oliver Wulff

Rückblick 
Fachseminar „Compliance in Lebensmittelunternehmen“ 

Am 22.06.2016 veranstalteten wir in Kooperation mit dem 
Deutschen Fachverlag ein Tagesseminar zum Thema 
„Compliance in Lebensmittelunternehmen“.

Zunächst stellte Dr. Kraus die grundlegende Bedeutung dieses 
Themas für die Lebensmittelwirtschaft dar. Anhand des Pflich-
tenkatalogs des geltenden Lebensmittelrechts erörterte er 
die praxisrelevanten Problempunkte. In der Diskussion wurde 
deutlich, dass die Lebensmittelwirtschaft dieses Thema bereits 
fokussiert umsetzt, jedoch noch weiterhin Verbesserungspoten-
zial besteht.

Die nachfolgenden Referate von Dr. Kreklau und Dr. Scheuffele 
vertieften die Grundlagen von Compliance. Zunächst wurden 
verschiedene Aufbauformen von Corporate Governance anhand 
aktueller Beispiele vorgestellt und mit dem 
Plenum diskutiert. Unge-
achtet der Überein-
stimmung über die 
grundsätzlichen 
Relevanz und 
Notwendigkeit 
von Compliance 
wurden jedoch 
auch kriti-
sche Töne im 
Teilnehmerkreis 
angeschlagen.

Anschließend wurden 
sowohl die kartellrecht-
lichen Eckpfeiler als auch die 
Auswirkungen in Vertrieb und Einkauf beleuchtet. 
Hierbei stellten die Dozenten insbesondere die Fallstricke für die 
Praxis dar. Hervorgehoben wurde die Bedeutung einer wirksa-
men Delegation, einschließlich der entsprechenden Kontrolle, 
von Verantwortung innerhalb des Unternehmens.

nicht ausge-
schlossen, auch
noch gegen die
übrigen Kartel-
lanten vorzuge-
hen. Den Kartellen

der Süßwarenbran-
che und der Zucker-

hersteller will sich SGP,
ein Partnerunternehmen der

Wirtschaftsprüfer Schneider Geiwitz,
in der zweiten Jahreshälfte widmen.

Damit geht erstmals ein (ehemali-
ges) Handelsunternehmen im großen
Stil wegen Kartellschäden gegen seine
Lieferanten vor. Bislang ist lediglich
ein Verfahren von Kauf-
land gegen die Nord-
zucker AG vor dem
Landgericht
Hannover be-
kannt (lz 09-
16). In der
Vergangen-
heit wurden
vergleichbare
Regressforde-
rungen entwe-
der überhaupt
nicht erhoben
oder sie wurden im
Wege von Vergleichen

Am Montag hat der Gläubigeraus-
schuss der insolventen Drogeriekette
grünes Licht für Schadenersatzklagen
gegen elf namhafte Konsumgüterher-
steller gegeben. Der Insolvenzverwal-
ter fordert insgesamt rund 311 Mio.
Euro von Lieferanten aus den Sorti-
mentsbereichen Röstkaf-
fee, Waschmittel und
Drogerieartikel we-
gen überhöhter
Preise (siehe Käs-
ten).

Zuzüglich
Zinsen sum-
miert sich das
Gesamtvolu-
men der Forde-
rungen voraus-
sichtlich auf mehr
als 600 Mio. Euro.
Die ersten Klagen
wurden in dieser Woche
bereits beim Landgericht Stutt-
gart eingereicht.

Gegen alle Beklagten hatte das
Kartellamt in den zurückliegenden
Jahren Bußgelder wegen Preisabspra-
chen verhängt. Der Insolvenzverwal-
ter macht nun die Differenz zwischen
den von Schlecker gezahlten Ein-
kaufspreisen und einem durch ökono-
mische Gutachten ermittelten, hypo-
thetischen Wettbewerbspreis geltend.

„Wir haben die Schäden, wie in
solchen Fällen üblich, durch Regressi-
onsanalysen berechnen lassen“, er-
läutert Kai-Thorsten Zwecker, Kar-
tellrechtsspezialist der Kanzlei SGP
Rechtsanwälte im Gespräch mit der
LZ. „Zunächst haben wir uns auf die
Fälle konzentriert, in denen eine Ver-
jährung nicht in Rede steht und sind
nicht gegen die Kronzeugen vorgegan-
gen“, begründet Zwecker die aktuelle
Auswahl der Beklagten. Es sei aber

mit den laufenden Be-
zugskonditionen ver-
rechnet.

Vor solchen
Agreements warnt
Arndt Geiwitz al-
lerdings: „Ich wäre
als Fremdge-
schäftsführer vor-
sichtig, Schadener-
satzforderungen die-
ser Art über die Kon-
ditionen auszugleichen.
Aktionäre, aber auch In-
solvenzverwalter, könnten
diese Vereinbarungen hinterfragen“,

so der Verwalter der Schlecker-
Pleite gegenüber der LZ.

Den Einwand, dass
Schlecker die kartell-
bedingten Preis-
erhöhungen doch
vermutlich an die
Kunden durchge-
reicht hat, lässt
Kai-Thorsten
Zwecker nicht ge-
gen die Schadener-
satzforderungen gel-

ten. „Diese sogenann-
te Passing-on-Defence

spielt in der Praxis eine un-

tergeordnete Rol-
le“, so der Kar-
tellrechtler.
Die Gutach-
ten hätten
keinen Be-
leg für ein
Weiterrei-
chen der
Schäden er-
bracht. Zu-
dem verweist

Zwecker auf ein
aktuelles Urteil des

Landgerichts Frank-
furt. Demnach sei Kartellan-

ten eine Berufung auf dieses Argu-
ment bei der Weiterveräußerung an
Endverbraucher in der Regel ver-
wehrt.

Neben den Forderungen gegen die
Kartellanten hat Arndt Geiwitz noch
ein weiteres Eisen für die verbliebe-
nen Schlecker-Gläubiger im Feuer:
Sollte das Landgericht Stuttgart im
bevorstehenden Strafprozess zu dem
Ergebnis kommen, dass Anton Schle-
cker im Vorfeld der Insolvenz gegen
die Pflichten eines ordentlichen Ge-
schäftsleiters verstoßen hat, könnte
auch dies Schadenersatzforderungen
nachsichziehen. be/men/lz 26-16

Schlecker stellt Schlussrechnung aus
Insolvenzverwalter reicht Schadenersatzklagen gegen elf Konsumgüterhersteller ein – Klagen gegen weitere Kartellanten sollen folgen

Neu-Ulm. Für die Schlecker-Gläubi-
ger besteht noch Hoffnung. Der In-
solvenzverwalter Arndt Geiwitz ver-
langt dreistellige Millionen-Beträ-
ge von ehemaligen Lieferanten.

Resteverwertung:
Schadenersatz-
ansprüche gegen
Lieferanten könn-
ten den Schlecker-
Gläubigern zugute-
kommen.
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Mindestlohn steigt
auf 8,84 Euro
Berlin. Der gesetzliche Mindest-
lohn steigt ab 2017 auf 8,84 Euro
pro Stunde. Das hat die Mindest-
lohnkommission am Dienstag die-
ser Woche beschlossen.

Der Handelsverband HDE kriti-
sierte die Erhöhung umgehend
und spricht von einem „riskanten
Experiment“. Die Auswirkungen
der Anhebung des Mindestlohns
seien nicht seriös einschätzbar.
„Bis heute sind noch nicht einmal
die Konsequenzen der Einführung
2015 auf den Arbeitsmarkt unter-
sucht“, so HDE-Hauptgeschäfts-
führer Stefan Genth. Zudem gehe
die Erhöhung über den Tarifindex
hinaus. Nach dem Index des Statis-
tischen Bundesamtes beläuft sich
der durchschnittliche tarifliche
Stundenlohn aktuell auf 8,77 Euro.

Brigitte Faust, Präsidentin der
Arbeitnehmervereinigung Nah-
rung und Genuss (ANG), findet
dennoch auch positive Worte für
die Entscheidungsfindung durch
die Mindestlohnkommission: „Es
hat sich bewährt, dass eine Kom-
mission und nicht die Politik über
die Anhebung des Mindestlohns
entschieden hat“, bilanziert Faust.
„Bewährt hat sich auch, dass die
Kommission sich nachlaufend an
der Tarifentwicklung orientiert. So
wurde sichergestellt, dass in der
Kommission keine Tarifverhand-
lungen stattfinden.“ be/lz 26-16

„100% klimaneutral“
ist irreführend
Frankfurt. Das Landgericht Frank-
furt hat dem österreichischen Her-
steller „11er Nahrungsmittel“ unter-
sagt, für Tiefkühlkost mit der Aus-
sage „100 % klimaneutral“ zu wer-
ben. Zwar hat das Unternehmen
versucht, CO2-Emissionen zu ver-
meiden. Die neutrale Klimabilanz
wird aber nur durch den Erwerb
von Emissionsschutzrechten er-
reicht. Hier werde der falsche Ein-
druck erweckt, dass der Betrieb Kli-
maneutralität in der gesamten Pro-
duktionskette erreicht hat. lz 26-16

Supermarkt erhält
Abschleppkosten
Karlsruhe. Der Betreiber eines Su-
permarkts darf ein auf dem Kun-
denparkplatz verbotswidrig abge-
stelltes Fahrzeug abschleppen las-
sen. Die dadurch entstandenen
Kosten kann er vom Fahrzeughal-
ter nach den Regeln der „Ge-
schäftsführung ohne Auftrag“ er-
setzt verlangen. Dies hat der Bun-
desgerichtshof in Bezug auf einen
Pkw entschieden, der die vorgege-
bene zulässige Höchstparkdauer
von 90 Minuten überschritten hat-
te (Az.: V ZR 102/15). lz 26-16

Compliance auch für
Food-Branche wichtig
München. Das Thema Compliance
hat auch für die Lebensmittelbran-
che große Relevanz. Bei einem Se-
minar der „Zeitschrift für das ge-
samte Lebensmittelrecht“, die wie
die LZ in der dfv Mediengruppe er-
scheint, erörterte Markus Kraus von
der Kanzlei Weis Walter Fischer-
Zernin vergangene Woche die Pra-
xisprobleme auf diesem Gebiet.
Weitere Referate beleuchteten die
kartellrechtlichen Eckpfeiler sowie
Themen aus Vertrieb und Einkauf.
Es gab auch kritische Töne. So sei
eine „Compliance-Euphorie“ zu be-
obachten, die einer regelrechten
„Exkulpierungs-Industrie“ zur Blü-
te verholfen habe. lz 26-16

Zur Diskussion um „Marktmacht
und nachhaltigen Konsum im Le-
bensmittelmarkt“ lud die SPD-nahe
Friedrich-Ebert-Stiftung vergangene
Woche. Stefanie Nutzenberger, Ver-
di-Bundesvorstand, beklagte in ihrer
Rede einen „Vernichtungs- und Ver-
drängungswettbewerb“, der dazu
führe, dass viele ihren Arbeitsplatz
verlören. Die Konzentration wirke
sich mit der „Uniformität der Innen-
städte“ zudem ne-
gativ für die Ver-
braucher aus.

Nutzenberger
forderte eine „Regu-
lierung der Öff-
nungszeiten und all-
gemeinverbindliche
Tarifverträge für den Handel“. Unter-
stützung signalisierte sie für die Anre-
gung einer Oxfam-Vertreterin, einen
Katalog verbotener Einkaufspraktiken
verbindlich zu machen und einen
Ombudsmann als unabhängige
Schiedsstelle vorzugeben.

Nach der Gründung der „Dialog-
plattform Lebensmittellieferkette“ (lz
22-16) hält HDE-Hauptgeschäftsfüh-
rer Stefan Genth das alte SPD-Modell
des Ombudsmanns für erledigt. „Un-

sere Streitschlichtungsstelle ist viel
härter“, so Genth.

„Wir arbeiten gemeinsam daran,
dass die Dialogplattform funktio-
niert“, erklärte Andreas Gayk vom
Markenverband. Der Ombudsmann
sei keine Lösung. Er löse beispiels-
weise das Dilemma ungerechtfertigter
Forderungen marktmächtiger Händler
nicht. Gayk machte deutlich, dass die
Branche auch diesbezüglich auf die
Vertrauen schaffende Wirkung der
Dialogplattform hofft. Es gehe darum,
auf freiwilliger Basis unfaire Praktiken
zurückzudrängen. Bislang gebe es
schon über 1006 Registrierungen bei
der Supply Chain Initiative. „Wenn
wir das nicht hinbekommen, kann

man sich immer
noch an das Bundes-
kartellamt wenden“,
betonte Genth. „Das
Kartellrecht ist aus-
reichend“, betonte
auch Felix Engelsing,
der neue Vorsitzende

der zweiten Beschlussabteilung des
Kartellamts. In Bezug auf Kataloge
verbotener Einkaufspraktiken im
Ausland sagte er: „Das bringt wenig,
weil es immer Ausweichmöglichkei-
ten gibt.“

Engelsing bekräftigte zudem, dass
die Ministererlaubnis grundsätzlich
ein gutes Instrument sei. In Fällen
wie der Edeka/Tengelman-Fusion
werde der politische Druck vom Kar-
tellamt genommen. pk/lz 26-16

Verdi, NGOs und Wirtschaftsverbände diskutieren über den LEH

Berlin. Trotz der neuen „Dialog-
plattform Lebensmittellieferkette“
zur freiwilligen Streitbeilegung hält
die Debatte zur Schaffung eines
staatlichen Ombudsmanns an.

Dialog über Marktmacht

„Wenn wir das nicht
hinbekommen, kann man
sich immer noch an das
Bundeskartellamt wenden“

Stefan Genth, HDE

Bundesumweltministerin Barbara
Hendriks (SPD) gibt grünes Licht für
das parlamentarische Verfahren der
abgespeckten Variante des Wertstoff-
gesetzes: In den nächsten Tagen geht
nach LZ-Informationen ein Referen-
tenentwurf für ein „Verpackungsge-
setz“ in die Ressortabstimmung.

Dies kündigte Gunther Adler,
Staatssekretär im Ministerium, An-
fang der Woche vor Vertretern der Ar-
beitsgemeinschaft Verpackung und
Umwelt (Agvu) in Berlin an. Das Ge-
setz werde die Verpackungsverord-

nung ablösen, so der Spitzenbeamte.
Er bedauerte, dass das im Koalitions-
vertrag verankerte, ursprünglich an-
gepeilte Wertstoffgesetz mit der Er-
weiterung auf stoffgleiche Nichtver-
packungen derzeit nicht mehrheitsfä-
hig ist. Offen ließ Adler die Frage, ob
das Verpackungsgesetz mit seinen
Kerninhalten (höhere Recyclingquo-
ten und Einrichtung einer „Zentralen
Stelle“) im Bundesrat zustimmungs-
bedürftig ist.

Bei der Ausgestaltung als Ein-
spruchsgesetz könnte der Bundestag
am Ende einen möglichen Einspruch
der Länderkammer überstimmen.
Damit bleibt unsicher, ob der Gesetz-
entwurf bis zum Ende der Legislatur-
periode das Rennen macht. Beson-
ders bei den Umweltministern von
Bündnis 90/Die Grünen herrscht

nach LZ-Infor-
mationen wenig
Begeisterung für
die „Spar-Versi-
on“ des Wert-
stoffgesetzes.

Laut dem
Fachinformati-
onsdienst „Eu-
wid“ bezeichnete
der niedersächsi-
sche Ressortchef
Stefan Wenzel
das Projekt als
„Mogelverpa-
ckungsgesetz“.

pk/lz 26-16

Referentenentwurf zum „Verpackungsgesetz“ auf dem Weg

Berlin. Nachdem das ursprünglich
geplante Wertstoffgesetz keine
Mehrheit fand, bringt das Umwelt-
ministerium nun das „Verpackungs-
gesetz“ in die Ressortabstimmung.

Kleines Wertstoffgesetz

Umverpackung: Das Wertstoff- wird zum Verpackungsgesetz.
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Schleckers Kartellschäden:
RÖSTKAFFEE

99 Millionen Euro
Beklagte:

Tchibo, Melitta

nicht ausge-
schlossen, auch
noch gegen die
übrigen Kartel-
lanten vorzuge-
hen. Den Kartellen

der Süßwarenbran-
che und der Zucker-

hersteller will sich SGP,
ein Partnerunternehmen der

Wirtschaftsprüfer Schneider Geiwitz,
in der zweiten Jahreshälfte widmen.

Damit geht erstmals ein (ehemali-
ges) Handelsunternehmen im großen
Stil wegen Kartellschäden gegen seine
Lieferanten vor. Bislang ist lediglich
ein Verfahren von Kauf-
land gegen die Nord-
zucker AG vor dem
Landgericht
Hannover be-
kannt (lz 09-
16). In der
Vergangen-
heit wurden
vergleichbare
Regressforde-
rungen entwe-
der überhaupt
nicht erhoben
oder sie wurden im
Wege von Vergleichen

Am Montag hat der Gläubigeraus-
schuss der insolventen Drogeriekette
grünes Licht für Schadenersatzklagen
gegen elf namhafte Konsumgüterher-
steller gegeben. Der Insolvenzverwal-
ter fordert insgesamt rund 311 Mio.
Euro von Lieferanten aus den Sorti-
mentsbereichen Röstkaf-
fee, Waschmittel und
Drogerieartikel we-
gen überhöhter
Preise (siehe Käs-
ten).

Zuzüglich
Zinsen sum-
miert sich das
Gesamtvolu-
men der Forde-
rungen voraus-
sichtlich auf mehr
als 600 Mio. Euro.
Die ersten Klagen
wurden in dieser Woche
bereits beim Landgericht Stutt-
gart eingereicht.

Gegen alle Beklagten hatte das
Kartellamt in den zurückliegenden
Jahren Bußgelder wegen Preisabspra-
chen verhängt. Der Insolvenzverwal-
ter macht nun die Differenz zwischen
den von Schlecker gezahlten Ein-
kaufspreisen und einem durch ökono-
mische Gutachten ermittelten, hypo-
thetischen Wettbewerbspreis geltend.

„Wir haben die Schäden, wie in
solchen Fällen üblich, durch Regressi-
onsanalysen berechnen lassen“, er-
läutert Kai-Thorsten Zwecker, Kar-
tellrechtsspezialist der Kanzlei SGP
Rechtsanwälte im Gespräch mit der
LZ. „Zunächst haben wir uns auf die
Fälle konzentriert, in denen eine Ver-
jährung nicht in Rede steht und sind
nicht gegen die Kronzeugen vorgegan-
gen“, begründet Zwecker die aktuelle
Auswahl der Beklagten. Es sei aber

mit den laufenden Be-
zugskonditionen ver-
rechnet.

Vor solchen
Agreements warnt
Arndt Geiwitz al-
lerdings: „Ich wäre
als Fremdge-
schäftsführer vor-
sichtig, Schadener-
satzforderungen die-
ser Art über die Kon-
ditionen auszugleichen.
Aktionäre, aber auch In-
solvenzverwalter, könnten
diese Vereinbarungen hinterfragen“,

so der Verwalter der Schlecker-
Pleite gegenüber der LZ.

Den Einwand, dass
Schlecker die kartell-
bedingten Preis-
erhöhungen doch
vermutlich an die
Kunden durchge-
reicht hat, lässt
Kai-Thorsten
Zwecker nicht ge-
gen die Schadener-
satzforderungen gel-

ten. „Diese sogenann-
te Passing-on-Defence

spielt in der Praxis eine un-

tergeordnete Rol-
le“, so der Kar-
tellrechtler.
Die Gutach-
ten hätten
keinen Be-
leg für ein
Weiterrei-
chen der
Schäden er-
bracht. Zu-
dem verweist

Zwecker auf ein
aktuelles Urteil des

Landgerichts Frank-
furt. Demnach sei Kartellan-

ten eine Berufung auf dieses Argu-
ment bei der Weiterveräußerung an
Endverbraucher in der Regel ver-
wehrt.

Neben den Forderungen gegen die
Kartellanten hat Arndt Geiwitz noch
ein weiteres Eisen für die verbliebe-
nen Schlecker-Gläubiger im Feuer:
Sollte das Landgericht Stuttgart im
bevorstehenden Strafprozess zu dem
Ergebnis kommen, dass Anton Schle-
cker im Vorfeld der Insolvenz gegen
die Pflichten eines ordentlichen Ge-
schäftsleiters verstoßen hat, könnte
auch dies Schadenersatzforderungen
nachsichziehen. be/men/lz 26-16

Schlecker stellt Schlussrechnung aus
Insolvenzverwalter reicht Schadenersatzklagen gegen elf Konsumgüterhersteller ein – Klagen gegen weitere Kartellanten sollen folgen

Neu-Ulm. Für die Schlecker-Gläubi-
ger besteht noch Hoffnung. Der In-
solvenzverwalter Arndt Geiwitz ver-
langt dreistellige Millionen-Beträ-
ge von ehemaligen Lieferanten.

Resteverwertung:
Schadenersatz-
ansprüche gegen
Lieferanten könn-
ten den Schlecker-
Gläubigern zugute-
kommen.
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Mindestlohn steigt
auf 8,84 Euro
Berlin. Der gesetzliche Mindest-
lohn steigt ab 2017 auf 8,84 Euro
pro Stunde. Das hat die Mindest-
lohnkommission am Dienstag die-
ser Woche beschlossen.

Der Handelsverband HDE kriti-
sierte die Erhöhung umgehend
und spricht von einem „riskanten
Experiment“. Die Auswirkungen
der Anhebung des Mindestlohns
seien nicht seriös einschätzbar.
„Bis heute sind noch nicht einmal
die Konsequenzen der Einführung
2015 auf den Arbeitsmarkt unter-
sucht“, so HDE-Hauptgeschäfts-
führer Stefan Genth. Zudem gehe
die Erhöhung über den Tarifindex
hinaus. Nach dem Index des Statis-
tischen Bundesamtes beläuft sich
der durchschnittliche tarifliche
Stundenlohn aktuell auf 8,77 Euro.

Brigitte Faust, Präsidentin der
Arbeitnehmervereinigung Nah-
rung und Genuss (ANG), findet
dennoch auch positive Worte für
die Entscheidungsfindung durch
die Mindestlohnkommission: „Es
hat sich bewährt, dass eine Kom-
mission und nicht die Politik über
die Anhebung des Mindestlohns
entschieden hat“, bilanziert Faust.
„Bewährt hat sich auch, dass die
Kommission sich nachlaufend an
der Tarifentwicklung orientiert. So
wurde sichergestellt, dass in der
Kommission keine Tarifverhand-
lungen stattfinden.“ be/lz 26-16

„100% klimaneutral“
ist irreführend
Frankfurt. Das Landgericht Frank-
furt hat dem österreichischen Her-
steller „11er Nahrungsmittel“ unter-
sagt, für Tiefkühlkost mit der Aus-
sage „100 % klimaneutral“ zu wer-
ben. Zwar hat das Unternehmen
versucht, CO2-Emissionen zu ver-
meiden. Die neutrale Klimabilanz
wird aber nur durch den Erwerb
von Emissionsschutzrechten er-
reicht. Hier werde der falsche Ein-
druck erweckt, dass der Betrieb Kli-
maneutralität in der gesamten Pro-
duktionskette erreicht hat. lz 26-16

Supermarkt erhält
Abschleppkosten
Karlsruhe. Der Betreiber eines Su-
permarkts darf ein auf dem Kun-
denparkplatz verbotswidrig abge-
stelltes Fahrzeug abschleppen las-
sen. Die dadurch entstandenen
Kosten kann er vom Fahrzeughal-
ter nach den Regeln der „Ge-
schäftsführung ohne Auftrag“ er-
setzt verlangen. Dies hat der Bun-
desgerichtshof in Bezug auf einen
Pkw entschieden, der die vorgege-
bene zulässige Höchstparkdauer
von 90 Minuten überschritten hat-
te (Az.: V ZR 102/15). lz 26-16

Compliance auch für
Food-Branche wichtig
München. Das Thema Compliance
hat auch für die Lebensmittelbran-
che große Relevanz. Bei einem Se-
minar der „Zeitschrift für das ge-
samte Lebensmittelrecht“, die wie
die LZ in der dfv Mediengruppe er-
scheint, erörterte Markus Kraus von
der Kanzlei Weis Walter Fischer-
Zernin vergangene Woche die Pra-
xisprobleme auf diesem Gebiet.
Weitere Referate beleuchteten die
kartellrechtlichen Eckpfeiler sowie
Themen aus Vertrieb und Einkauf.
Es gab auch kritische Töne. So sei
eine „Compliance-Euphorie“ zu be-
obachten, die einer regelrechten
„Exkulpierungs-Industrie“ zur Blü-
te verholfen habe. lz 26-16

Zur Diskussion um „Marktmacht
und nachhaltigen Konsum im Le-
bensmittelmarkt“ lud die SPD-nahe
Friedrich-Ebert-Stiftung vergangene
Woche. Stefanie Nutzenberger, Ver-
di-Bundesvorstand, beklagte in ihrer
Rede einen „Vernichtungs- und Ver-
drängungswettbewerb“, der dazu
führe, dass viele ihren Arbeitsplatz
verlören. Die Konzentration wirke
sich mit der „Uniformität der Innen-
städte“ zudem ne-
gativ für die Ver-
braucher aus.

Nutzenberger
forderte eine „Regu-
lierung der Öff-
nungszeiten und all-
gemeinverbindliche
Tarifverträge für den Handel“. Unter-
stützung signalisierte sie für die Anre-
gung einer Oxfam-Vertreterin, einen
Katalog verbotener Einkaufspraktiken
verbindlich zu machen und einen
Ombudsmann als unabhängige
Schiedsstelle vorzugeben.

Nach der Gründung der „Dialog-
plattform Lebensmittellieferkette“ (lz
22-16) hält HDE-Hauptgeschäftsfüh-
rer Stefan Genth das alte SPD-Modell
des Ombudsmanns für erledigt. „Un-

sere Streitschlichtungsstelle ist viel
härter“, so Genth.

„Wir arbeiten gemeinsam daran,
dass die Dialogplattform funktio-
niert“, erklärte Andreas Gayk vom
Markenverband. Der Ombudsmann
sei keine Lösung. Er löse beispiels-
weise das Dilemma ungerechtfertigter
Forderungen marktmächtiger Händler
nicht. Gayk machte deutlich, dass die
Branche auch diesbezüglich auf die
Vertrauen schaffende Wirkung der
Dialogplattform hofft. Es gehe darum,
auf freiwilliger Basis unfaire Praktiken
zurückzudrängen. Bislang gebe es
schon über 1006 Registrierungen bei
der Supply Chain Initiative. „Wenn
wir das nicht hinbekommen, kann

man sich immer
noch an das Bundes-
kartellamt wenden“,
betonte Genth. „Das
Kartellrecht ist aus-
reichend“, betonte
auch Felix Engelsing,
der neue Vorsitzende

der zweiten Beschlussabteilung des
Kartellamts. In Bezug auf Kataloge
verbotener Einkaufspraktiken im
Ausland sagte er: „Das bringt wenig,
weil es immer Ausweichmöglichkei-
ten gibt.“

Engelsing bekräftigte zudem, dass
die Ministererlaubnis grundsätzlich
ein gutes Instrument sei. In Fällen
wie der Edeka/Tengelman-Fusion
werde der politische Druck vom Kar-
tellamt genommen. pk/lz 26-16

Verdi, NGOs und Wirtschaftsverbände diskutieren über den LEH

Berlin. Trotz der neuen „Dialog-
plattform Lebensmittellieferkette“
zur freiwilligen Streitbeilegung hält
die Debatte zur Schaffung eines
staatlichen Ombudsmanns an.

Dialog über Marktmacht

„Wenn wir das nicht
hinbekommen, kann man
sich immer noch an das
Bundeskartellamt wenden“

Stefan Genth, HDE

Bundesumweltministerin Barbara
Hendriks (SPD) gibt grünes Licht für
das parlamentarische Verfahren der
abgespeckten Variante des Wertstoff-
gesetzes: In den nächsten Tagen geht
nach LZ-Informationen ein Referen-
tenentwurf für ein „Verpackungsge-
setz“ in die Ressortabstimmung.

Dies kündigte Gunther Adler,
Staatssekretär im Ministerium, An-
fang der Woche vor Vertretern der Ar-
beitsgemeinschaft Verpackung und
Umwelt (Agvu) in Berlin an. Das Ge-
setz werde die Verpackungsverord-

nung ablösen, so der Spitzenbeamte.
Er bedauerte, dass das im Koalitions-
vertrag verankerte, ursprünglich an-
gepeilte Wertstoffgesetz mit der Er-
weiterung auf stoffgleiche Nichtver-
packungen derzeit nicht mehrheitsfä-
hig ist. Offen ließ Adler die Frage, ob
das Verpackungsgesetz mit seinen
Kerninhalten (höhere Recyclingquo-
ten und Einrichtung einer „Zentralen
Stelle“) im Bundesrat zustimmungs-
bedürftig ist.

Bei der Ausgestaltung als Ein-
spruchsgesetz könnte der Bundestag
am Ende einen möglichen Einspruch
der Länderkammer überstimmen.
Damit bleibt unsicher, ob der Gesetz-
entwurf bis zum Ende der Legislatur-
periode das Rennen macht. Beson-
ders bei den Umweltministern von
Bündnis 90/Die Grünen herrscht

nach LZ-Infor-
mationen wenig
Begeisterung für
die „Spar-Versi-
on“ des Wert-
stoffgesetzes.

Laut dem
Fachinformati-
onsdienst „Eu-
wid“ bezeichnete
der niedersächsi-
sche Ressortchef
Stefan Wenzel
das Projekt als
„Mogelverpa-
ckungsgesetz“.

pk/lz 26-16

Referentenentwurf zum „Verpackungsgesetz“ auf dem Weg

Berlin. Nachdem das ursprünglich
geplante Wertstoffgesetz keine
Mehrheit fand, bringt das Umwelt-
ministerium nun das „Verpackungs-
gesetz“ in die Ressortabstimmung.

Kleines Wertstoffgesetz

Umverpackung: Das Wertstoff- wird zum Verpackungsgesetz.
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